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Antwort auf eine Große Anfrage  
- Drucksache 16/1554 - 

Wortlaut der Großen Anfrage der Fraktion DIE LINKE vom 24.08.2009 

Situation und Entwicklung des Zeitungs- und Medienmarktes in Niedersachsen  

Bereits seit längerer Zeit ist im Medienbereich ein Konzentrationsprozess zu konstatieren, durch 
den die einstige Medienvielfalt sukzessive eingeschränkt wird. Zuletzt hatte im August vergangenen 
Jahres die niedersächsische Verlagsgruppe Madsack dem Springer-Konzern Beteiligungen an 
mehreren Regionalblättern zu einer Summe von 310 Mio. Euro abgekauft. Madsack rückte damit 
vom achten auf den vierten Platz der größten deutschen Zeitungsverlagsgruppen auf. 

Dieser Vorgang war indes nur einer von vielen Einzelschritten des allgemeinen Prozesses der 
Printmedienkonzentration. Angesichts der besonderen Bedeutung von Medien für unsere Demokra-
tie ist den Fragen nachzugehen, zu welchem Ausmaß und mit welchen Konsequenzen sich dieser 
Prozess bereits entwickelt hat und sich noch entwickeln wird, inwieweit notwendige Pluralität ge-
währleistet ist oder bleibt, ob und welche Abhängigkeiten die Idee der freien Presse und freier Me-
dien insgesamt mittel- oder langfristig ad absurdum führen. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Die Zeitungslandschaft in Niedersachsen 

1.1 Wie viele Zeitungen, Zeitungs- und Zeitschriftenverlage gibt es in Niedersachsen, und wie hat 
sich deren Anzahl innerhalb der letzten 20 Jahre entwickelt? Bitte differenzieren nach überre-
gionalen Tageszeitungen, regionalen und lokalen Tageszeitungen, Boulevardzeitungen, Wo-
chenzeitungen und sonstige Zeitungen. 

1.2 Welche Auflagen und Marktanteile erzielen aktuell die unterschiedlichen Zeitungstypen (siehe 
Frage 1)? 

1.3 Welche Auflagentrends der einzelnen Zeitungstypen sind für die letzten 20 Jahre zu verzeich-
nen? Bitte einerseits die landesweite Entwicklung aufzeichnen, andererseits die Entwicklung 
in den einzelnen Regionen. 

1.4 Welche Rolle spielen Zeitungen, die nicht aus Niedersachsen stammen, in Niedersachsen? 
Welche Marktanteile halten sie, und wie haben sich ihre Auflagen in den letzten 20 Jahren 
entwickelt? 

1.5 Welche Bedeutungen haben niedersächsische Tageszeitungen und Tageszeitungsverlage 
außerhalb von Niedersachsen, und wie hat sich ihr Engagement außerhalb Niedersachsens 
entwickelt? 

1.6 Welche Verlage gaben/geben welche Zeitungen in den letzten 20 Jahren in Niedersachsen 
heraus? Wie hoch war/ist die Auflage der jeweiligen Zeitung? Wer waren/sind die Eigentümer 
der Verlage? 

1.7 Welche ausländischen Zeitungen sind mit Redaktionsbüros bzw. Korrespondentinnen und 
Korrespondenten in Niedersachsen vertreten? Bitte Entwicklung und Veränderungen inner-
halb der letzten 20 Jahre darstellen. 

1.8 Wie viele Personen sind in Niedersachsen - differenziert nach einzelnen Berufsgruppen, nach 
hauptamtlichen und freien Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie nach Alter und Ge-
schlecht - bei Zeitungen und Zeitungsverlagen beschäftigt? Bitte Entwicklung der letzten 
20 Jahre aufzeichnen. 
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1.9 Welche Kenntnisse aus welchen Untersuchungen/Studien hat die Landesregierung bezüglich 
der regelmäßigen Rezeption von Tageszeitungen? Bitte differenzieren nach Alter, Ge-
schlecht, sozialer Schichtung und Bildungsabschluss. 

1.10 Welche Rolle spielen Tageszeitungen und die Vermittlung des Umgangs mit Printmedien in 
niedersächsischen Schulen? In welcher Weise sind sie in den jeweiligen Lehrplänen vorge-
sehen, und mit welcher Methodik werden sie in den Unterricht eingebracht? 

1.11 Welche Kenntnisse hat die Landesregierung über Maßnahmen und Initiativen von Zeitungs-
verlagen bzw. Tages- und Wochenzeitungen in Niedersachsen, die darauf abzielen, junge 
Menschen für die Zeitungslektüre zu gewinnen? Wie sehen diese konkret aus? 

 

2. Wirtschaftliche Entwicklung der Zeitungen, Zeitungs- und Zeitschriftenverlage in Niedersach-
sen 

2.1 Wie haben sich die relevanten Marktdaten für Zeitungen und Zeitungsverlage innerhalb der 
letzten 20 Jahre entwickelt? 

2.2 Sind bezüglich dieser marktrelevanten Daten Besonderheiten für Niedersachsen im Vergleich 
zu anderen Bundesländern auszumachen? Wenn ja, wie sehen diese konkret aus? 

2.3 Wie beurteilt die Landesregierung die wirtschaftlichen Zukunftsaussichten der Zeitungen und 
Zeitungsverlage in Niedersachsen im intermedialen Wettbewerb? 

2.4 Welche Kenntnisse hat die Landesregierung über Planungen von Zeitungsverlagen, in Nie-
dersachsen Gratiszeitungen einzuführen? 

2.5 Welche Unternehmen/Personen halten in welchem Umfang Anteile bei den einzelnen Me-
dienkonzernen in Niedersachsen? Bitte auflisten nach Kerngeschäft, Anteilseignern und 
Standorten.  

 

3. Die Entwicklung lokaler Zeitungsangebote in Niedersachsen 

3.1 Auch das Angebot konkurrierender Lokalzeitungen ist in Niedersachsen rückläufig. Es ent-
stehen einzelne Monopolgebiete im lokalen bzw. regionalen Zeitungsmarkt. Wie hat sich die 
Zeitungsvielfalt lokal und regional in den letzten 20 Jahren in Niedersachsen entwickelt? 

3.2 Wie hoch ist die aktuelle Zeitungsdichte in den einzelnen Regionen und Städten Niedersach-
sens? 

3.3 Wie hat sich die Zeitungsdichte innerhalb der letzten 20 Jahre in den einzelnen Regionen und 
Städten in Niedersachsen entwickelt, und welche aktuellen Tendenzen sind auszumachen? 

3.4 Welche Redaktionsstandorte/Lokalredaktionen sind von welchen Zeitungen innerhalb der 
letzten zehn Jahre aufgegeben worden, und was waren die maßgeblichen Gründe dafür? 
Wie bewertet die Landesregierung diese Entwicklung? 

3.5 Welche Kenntnisse liegen der Landesregierung bezüglich weiterer geplanter Aufgaben von 
Redaktionsstandorten/Lokalredaktionen vor? Um welche Zeitungen/Zeitungsverlage in wel-
chen Orten/Regionen handelt es sich hierbei? 

3.6 Wie hat sich die lokale Zeitungsvielfalt in Niedersachsen im Vergleich zur Zeitungsvielfalt an-
derer Bundesländer entwickelt? 

3.7 Wie beurteilt die Landesregierung binnenplurale Modelle zur Sicherung von Meinungsvielfalt? 

3.8 Welche konkreten landesgesetzlichen Regelungen zur Beteiligung von Zeitungsverlagen an 
elektronischen Medien existieren in den anderen 15 Bundesländern? Bitte differenziert nach 
Radio und Fernsehen auflisten. 
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3.9 Wie viele Fernsehsender, -anbieter und -betreiber mit lokalen Programminhalten haben in der 
Vergangenheit in Niedersachsen eine Sendelizenz erhalten? Welche dieser Sender existie-
ren noch? 

3.10 In welchen Fällen sind Lizenzanträge, die unter Beteiligung von niedersächsischen Zeitungs-
verlagen gestellt wurden, negativ beschieden worden? Was waren die konkreten Gründe da-
für? 

3.11 An welchen Fernsehsendern in Niedersachsen mit lokalen Programminhalten sind welche 
Zeitungsverlage beteiligt, und wie hoch ist die jeweilige Beteiligung? 

3.12 Wie beurteilt die Landesregierung die publizistische Vielfalt im lokalen Fernsehen in den 
Städten und Regionen Niedersachsens? 

3.13 Welche Betreiber von Onlinesuchmaschinen haben ihren Sitz in Niedersachsen? 

3.14 Welche Initiativen/Bemühungen praktizieren Betreiber von Onlinesuchmaschinen, Onlinepor-
talen und andere international agierende Konzerne, um lokale Berichterstattung in Nieder-
sachsen abzudecken bzw. einen Einstieg in diesen Bereich zu finden? 

3.15 Ist der Landesregierung bekannt, ob und gegebenenfalls welche Betreiber von Onlinesuch-
maschinen, Onlineportalen und andere international agierende Konzerne bereits lokale Re-
daktionen aufbauen bzw. sich bemühen, diese zu übernehmen? 

3.16 Welche Zeitungsverlage setzen derzeit bereits Bewegtbildmaterial in ihren Internetangeboten 
ein, und welche Kenntnisse zur Herkunft dieses Materials hat die Landesregierung? 

3.17 Welche Kenntnisse liegen der Landesregierung über konkrete Verabredungen vor, die der 
Norddeutsche Rundfunk (NDR) mit Zeitungen und Zeitungsverlagen bezüglich der Lieferung 
von Bewegtbildern getroffen hat? Um welche Zeitungen und Verlage handelt es sich hierbei 
aktuell und wie bewertet die Landesregierung diese Verabredungen? 

3.18 Auf welche Zeitungen und Verlage will der NDR die Zulieferung von Bewegtbildern aus-
weiten? 

 

4. Redaktionen und Kooperationen von Zeitungen und Zeitungsverlagen in Niedersachsen 

4.1 Welche Veränderungen/Entwicklungen haben sich in der Organisation für Redaktionen von 
Zeitungen innerhalb der letzten 20 Jahre in Niedersachsen ergeben? 

4.2 Hat sich der Trend zum Outsourcing von Zeitungsredaktionen verstetigt? Welche Beispiele 
aus der jüngeren Entwicklung sind der Landesregierung hierzu bekannt? 

4.3 Ist für die letzten zehn Jahre eine Zunahme redaktioneller Kooperationen in Niedersachsen 
zu verzeichnen? Wenn ja, welche Zeitungen und Zeitungsverlage betrifft dies? 

4.4 Sind für andere Tätigkeitsfelder von Zeitungsverlagen Kooperationen über die bislang prakti-
zierten Kooperationen hinaus vereinbart worden? Wenn ja, welche Tätigkeitsfelder und wel-
che Zeitungsverlage betrifft dies? Wie bewertet die Landesregierung diese Kooperationen? 

4.5 Welche lokalen Kleinanzeigenblätter gehören zu welchen Zeitungs- bzw. Zeitschriftenverla-
gen? Bitte auflisten nach Regionen. 

 

5. Entwicklung der Arbeitsbedingungen in der Zeitungs- und Zeitschriftenbranche 

5.1 Wie haben sich der relative Anteil und die absolute Anzahl der tarifgebundenen Beschäfti-
gung in der Zeitungs- und Zeitschriftenbranche in Niedersachsen entwickelt? Bitte auflisten 
nach einzelnen Berufsgruppen und für den Zeitraum der letzten 20 Jahre. 

5.2 Wie hoch sind der relative Anteil und die absolute Anzahl tariflicher Bezahlung unter den 
Neueinstellungen in der Zeitungs- und Zeitschriftenbranche in Niedersachsen? Bitte auflisten 
nach einzelnen Berufsgruppen. 
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5.3 Wie entwickelten sich innerhalb der letzten 20 Jahre die Ausbildungszahlen in der Zeitungs- 
und Zeitschriftenbranche in Niedersachsen? Bitte auflisten nach Ausbildungsberufen. 

5.4 Welchen relativen Anteil und welche absolute Anzahl stellt befristete Beschäftigung innerhalb 
der Arbeitsverhältnisse in der Zeitungs- und Zeitschriftenbranche in Niedersachsen? 

5.5 Welchen relativen Anteil und welche absolute Anzahl stellen Arbeitsverhältnisse auf Basis von 
Zeitarbeit bzw. Leiharbeit in der Zeitungs- und Zeitschriftenbranche in Niedersachsen? 

5.6 Welchen relativen Anteil und welche absolute Anzahl stellen Teilzeitarbeitskräfte innerhalb der 
Arbeitsverhältnisse in der Zeitungs- und Zeitschriftenbranche in Niedersachsen? Bitte diffe-
renzieren nach Wochenarbeitsstunden (bis über 30 Stunden, 25 bis 29 Stunden, 20 bis 
24 Stunden, 15 bis 19 Stunden, unter 15 Stunden).  

5.7 Welche Kenntnisse liegen der Landesregierung bezüglich der sozialen Lage von Honorarkräf-
ten innerhalb der Zeitungs- und Zeitschriftenbranche in Niedersachsen vor, und wie bewertet 
sie diese? 

5.8 Wie bewertet die Landesregierung die Veränderungen in der Struktur der Arbeitsverhältnisse 
in der Branche hinsichtlich möglicher Auswirkungen auf Recherche- und Berichtsqualität? 

 

6. Sicherung der Zeitungsvielfalt in Niedersachsen 

6.1 Welche Maßnahmen werden in den EU-Mitgliedstaaten zur Förderung von Zeitungsverlagen 
und speziell zur Förderung der Zeitungsvielfalt unternommen? Bitte aufgeschlüsselt nach den 
jeweiligen Förderinstrumenten, wie z. B. Mehrwertsteuerreduzierung, Distributionsförderung, 
direkte Zuschüsse, etc., darstellen. 

6.2 Welche Maßnahmen zur Förderung von Zeitungsverlagen existieren aktuell in der Bundesre-
publik Deutschland? 

6.3 Hält die Landesregierung diese Maßnahmen in Deutschland für ausreichend? Wenn ja, wa-
rum? Wenn nein, welche Initiativen zur Stärkung der Zeitungsvielfalt wird die Landesregierung 
ergreifen? 

6.4 Wie bewertet die Landesregierung die aktuellen Entwicklungen des Pressevertriebes und des 
unabhängigen Pressegroßhandels (Presse-Grosso) in Niedersachsen? 

6.5 Hält die Landesregierung landes- und bundesrechtliche Regelungen zur Sicherung des Pres-
se-Grosso im Fokus der Pressefreiheit nach Artikel 5 des Grundgesetzes für erforderlich? 
Wenn ja, welche konkreten Regelungen? Wenn nein, warum nicht? 

6.6 Unterstützt die Landesregierung die Initiative zur Erstellung eines Medienkonzentrationsbe-
richtes? Wenn ja, in welcher Form? Wenn nein, warum nicht? 

6.7 Plant die Landesregierung eine Novellierung des Niedersächsischen Pressegesetzes? Wenn 
ja, mit welchen Zielsetzungen und in welchem Bereich des Niedersächsischen Pressegeset-
zes? 

6.8 Welche Änderungen im Bereich des Pressefusionsrechts hält die Landesregierung aus wel-
chen Gründen für erforderlich? 
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Antwort der Landesregierung  

Niedersächsische Staatskanzlei Hannover, den 12.01.2010 
 

Für die freie Meinungsbildung in einer Demokratie sind Unabhängigkeit der Medien, Meinungsviel-
falt und publizistischer Wettbewerb essenziell - nicht nur innerhalb einer Mediengattung, sondern 
auch cross-medial. Jedes Medium hat seine Daseinsberechtigung, seine ihm eigene Form und 
Darstellungsweise. Alle sind gleichermaßen Bestandteil unserer Kultur und nehmen Wächterfunkti-
on ein. Indem die Medien in Angelegenheiten von öffentlichem Interesse Nachrichten beschaffen 
und verbreiten, Stellung nehmen, Kritik üben oder auf andere Weise an der Meinungsbildung mit-
wirken, erfüllen sie eine öffentliche Aufgabe und tragen hohe gesellschaftliche Verantwortung. 
Deshalb haben sie alle Nachrichten vor ihrer Verbreitung mit der nach den Umständen gebotenen 
Sorgfalt auf Inhalt, Herkunft und Wahrheit zu prüfen. Mit einer von Fairness und Respekt vor der 
Meinung Andersdenkender geprägten Berichterstattung leisten die Medien einen wichtigen Beitrag 
zum gesellschaftlichen Zusammenhalt.   

Angesichts der digitalen Revolution durch Computer, Internet und Handy müssen sich die Medien 
- nach Erfindung der Druckerpresse, des Radios und des Fernsehens nun ein weiteres Mal - neu 
ausrichten.  

Aufgabe des Staates ist es, die rechtlichen Rahmenbedingungen so zu setzen, dass fairer Wettbe-
werb gewährleistet ist, es nicht durch Konzentrationsprozesse zu vorherrschender Meinungsmacht 
kommt und jeder Bürger von einem vielfältigen Medienangebot auch tatsächlich umfassend 
Gebrauch machen kann. Nur dann können sich die Bürger ein zutreffendes Bild der Wirklichkeit 
machen und sich aktiv und verantwortlich an der staatlichen Willensbildung beteiligen.  

Die föderalen Strukturen in Deutschland haben zur Folge, dass es nicht allein in der Macht eines 
einzelnen Bundeslandes steht, diese Rahmenbedingungen setzen zu können. Vielfach können nur 
alle Bundesländer in ihrer Gesamtheit zu sachgerechten Regelungen kommen - in wettbewerbs-, 
kartell- und steuerrechtlichen Fragen sogar nur im Zusammenwirken mit dem Bund. Urheberrechtli-
che Fragen hinsichtlich des Internets kann der dafür zuständige Bund sinnvoll sogar nur auf inter-
nationaler Ebene lösen. Die Niedersächsische Landesregierung bringt sich entsprechend in Ver-
handlungen mit Bund und Ländern ein. 

In Wahrnehmung eigener Gesetzgebungskompetenz plant die Landesregierung eine Novelle des 
Niedersächsischen Mediengesetzes, um den steten Wandel der Medienlandschaft durch eine An-
passung der gesetzlichen Rahmenbedingungen nachzuvollziehen. Änderungsbedarf ergibt sich 
zum einen aus dem Zehnten und Zwölften sowie aktuell dem Dreizehnten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag. Die dortigen Neuerungen sollen in das Mediengesetz eingearbeitet werden. Zum an-
deren wird die Einführung von kommerziellem lokalem und regionalem Rundfunk vorbereitet. Bis-
lang ist in Niedersachsen privater Rundfunk - anders als in anderen Bundesländern - nur mit einer 
landesweiten Verbreitung zulässig. Mittlerweile hat sich hier jedoch ein reges Interesse an der pri-
vaten Veranstaltung von lokalem Rundfunk entwickelt. Gerade die örtlichen Tageszeitungsverlage 
stehen Lokalfunk nicht mehr wie bisher strikt ablehnend gegenüber. Bei ihnen gibt es Bestrebun-
gen, sich angesichts der Veränderungen bei der Mediennutzung zu modernen und vielseitigen Me-
dienhäusern zu entwickeln. In diesem Zusammenhang spielt auch die Frage eine Rolle, unter wel-
chen Voraussetzungen sie sich für den Fall seiner Einführung am Lokalfunk beteiligen dürfen, ohne 
dass ihre Beteiligung mit dem verfassungsrechtlichen Gebot der Sicherung der Meinungsvielfalt 
und dem Verbot sogenannter lokaler Doppelmonopole (d. h. Lokalzeitung einerseits und Lokalrund-
funk andererseits) kollidiert.  

Daneben wird im Kreis der Länder überlegt, ob und wie das Internet in die medienkonzentrations-
rechtliche Betrachtung einzubeziehen ist. Diese ist bislang vornehmlich auf das Leitmedium Fern-
sehen ausgerichtet. 
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Staatliche Fördermaßnahmen im Pressebereich widersprächen nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts der durch Artikel 5 Grundgesetz (GG) gewährleisteten Staatsfreiheit 
der Presse. Es bestünde die Gefahr, dass es zu staatlicher Einflussnahme auf die Medien und zur 
Verzerrung des publizistischen Wettbewerbs käme. Staatspresse oder Staatsrundfunk schadeten 
der Demokratie.  

Von Amts wegen verfügt die Landesregierung über die wenigsten der hier erfragten Daten. Es be-
steht auch keine Veranlassung, diese Daten zu erheben. Sie liegen wegen der durch Artikel 5 GG 
gewährleisteten Staatsfreiheit der Presse außerhalb des Zuständigkeits- und Verantwortungsbe-
reichs der Landesregierung. Viele betreffen sogar Betriebsinterna.  

Gleichwohl hat die Landesregierung gemäß Artikel 24 Abs. 1 Niedersächsische Verfassung (NV) 
diese Anfrage nach bestem Wissen unverzüglich beantwortet. Sie hat ihr verfügbare Erkenntnis-
quellen ausgeschöpft, um das Informationsinteresse der Abgeordneten zu befriedigen und zumin-
dest beispielhaft zu antworten oder auf öffentlich zugängliche Quellen hinzuweisen.  

Die Landesregierung bittet um Verständnis, dass dort, wo gleichwohl noch Fragen offen bleiben, 
keine externen wissenschaftlichen Studien auf Kosten der Steuerzahler in Auftrag gegeben oder 
die vorhandenen Arbeitskapazitäten der Landesregierung überstrapaziert werden. Eine vollständige 
Beantwortung würde erhebliche Kosten verursachen, wäre unverhältnismäßig und damit verfas-
sungsrechtlich nicht zu rechtfertigen. Sie würde die Funktionsfähigkeit der Landesregierung we-
sentlich beeinträchtigen und widerspräche dem in Artikel 24 Abs. 3 NV normierten Gebot zur ge-
genseitigen Rücksichtnahme der Verfassungsorgane, zu der diese nach dem Grundsatz der Ge-
waltenteilung verpflichtet sind.  

Die parlamentarischen Anfragen dienen der Herstellung eines ungefähren Informationsgleichge-
wichts zwischen Regierung und Parlament. Es geht darum, das Wissen der Landesregierung sowie 
jene Informationen, die mit zumutbarem Aufwand in ihrem Geschäftsbereich in Erfahrung gebracht 
werden können, mitzuteilen, um sie auf diese Weise in die parlamentarische Debatte und in den 
allgemeinen öffentlichen Diskurs einzuführen.  

Ausdrücklich Dank sagen möchte die Landesregierung den Einrichtungen, Organisationen und In-
stitutionen außerhalb der Landesverwaltung, die Daten zur Beantwortung dieser Anfrage zur Verfü-
gung gestellt haben.  

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen namens der Landesregierung wie folgt:  

Zu 1.1: 

Über die regionalen Abonnementzeitungen, Boulevardzeitungen, Wochenzeitungen und sonstigen 
Zeitungen sowie deren herausgebende Verlage liegen Daten aus unterschiedlichen Quellen vor. 
Daraus geht hervor, dass die Entwicklung in den einzelnen Zeitungsgattungen unterschiedlich ver-
laufen ist. 

Nach Auskunft der Gottfried Wilhelm Leibniz Bibliothek liefern derzeit die in Anlage 1 ersichtlichen 
Tageszeitungen Pflichtexemplare gemäß § 12 Abs. 1 Niedersächsisches Pressegesetz ab.  

In Deutschland wird der Tageszeitungsmarkt klar von lokalen bzw. regionalen Abonnementzeitun-
gen dominiert. Die Tageszeitungsverlage in Niedersachsen haben sich nach der deutschen Pres-
sestatistik1 innerhalb der letzten 20 Jahre in den wesentlichen Kennzahlen leicht verändert.  

Jahr kooperierende Verlagsbetriebe 
als Herausgeber 

Publizist. Einheiten Ausgaben 

1989 53 12 121 
1991 54 12 131 
1993 55 12 131 
1995 55 12 137 
1997 54 12 135 
1999 51 12 132 
2001 51 12 127 

                                                                          
1 Schütz, W.J. Deutsche Tagespresse 2008, in Media Perspektiven 9/2009, S. 457. 
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Jahr kooperierende Verlagsbetriebe 
als Herausgeber 

Publizist. Einheiten Ausgaben 

2004 50 11 131 
2006 48 11 130 
2008 48 11 130 

 
Die Verlagsbetriebe als Herausgeber haben sich danach von 53 auf 48 reduziert, die Zahl der Pub-
lizistischen Einheiten ist um eine auf elf gesunken. Als Publizistische Einheit werden Zeitungen be-
zeichnet, die einen „Zeitungsmantel“ übereinstimmend für ihre jeweiligen Ausgaben erstellen. Im 
Regelfall übernehmen die Ausgaben einer Publizistischen Einheit diesen „Mantel“ mit aktuellen po-
litischen Nachrichten vollständig oder in wesentlichen Teilen. Die Zahl der regionalen Ausgaben, 
die einen überregionalen Mantel nutzen, ist auf 130 angestiegen, während die verkaufte Auflage 
dem allgemeinen Trend entsprechend über diese Zeitspanne gesunken ist. Angaben über die heu-
tige Höhe der Auflagen sind aus der Antwort auf Frage 1.6 ersichtlich. 

Nach Angaben des Landesbetriebes für Statistik und Kommunikationstechnologie Niedersachsen 
(LSKN) schwankte die Zahl der meldepflichtigen Zeitungs- und Zeitschriftenverlage seit 19952 in 
Niedersachsen und hat sich seit 2006 auf 57 eingependelt, die Zahl der Zeitschriftenverlage sank 
auf sieben Verlage. 

Jahr Zeitungsverlage* Zeitschriftenverlage** 
1995 54 12 
1996 54 14 
1997 53 12 
1998 56   9 
1999 57   9 
2000 60   8 
2001 60   9 
2002 59   9 
2003 63   9 
2004 63   7 
2005 60   8 
2006 57   7 
2007 57   6 
2008 57   7 

* WZ 22.12: Verlegen von Tages-, Wochen- und Sonntagszeitungen (siehe Anlage 2) 
** WZ 22.13: Verlegen von Fachzeitschriften, allgemeinen Zeitschriften und sonstigen Zeitschriften 

Dem Bundesverband Deutscher Anzeigenblätter e. V. waren in Niedersachsen zum 1. Januar 2009 
67 Verlage bekannt, die 142 Anzeigenblätter herausgeben. Im Vergleich zu 2008 ist damit ein zu-
sätzlicher Verlag im Markt, während die Anzahl der Titel um zwei gesunken ist. Ihre Auflage beträgt 
9,3 Mio. Exemplare und ist um 200 000 Exemplare gestiegen. Vergleiche dazu auch die Antwort zu 
Frage 4.5. 

Nach Angaben des Verbands Nordwestdeutscher Zeitungsverlage (VNZV) gibt es in Niedersach-
sen eine Wochenzeitung (Elbmarsch Post/Bleckede, Auflage 3 500 Exemplare, nicht IVW-gemel-
det) sowie eine Zeitung, die dreimal wöchentlich erscheint (Bleckeder Zeitung/Bleckede, 2 300 Ex-
emplare, nicht IVW-gemeldet). Der General-Anzeiger/Stadthagen erschien bis 1993 als Wochen-
zeitung (vgl. Antwort auf Frage 3.4).  

Darüber hinaus ist BILD Hannover die einzige Straßenverkaufszeitung, die in Niedersachsen er-
scheint. Seit dem II. Quartal 2009 ist sie auch im Abonnement erhältlich. 

Verlage und Kernredaktionen der deutschen überregionalen Tageszeitungen befinden sich nicht in 
Niedersachsen.  

Für Niedersachsen liegen der Landesregierung darüber hinaus keine gesonderten Daten vor. 
                                                                          
2 Verarbeitendes Gewerbe, erfasst sind nur Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten in Niedersachsen. Für die Jahre vor 

1995 liegen keine Daten vor, da nach der damals gültigen Systematik das Verlagsgewerbe dem Dienstleistungsgewerbe zu-
geordnet war. 
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Deutschlandweit wird die Entwicklung der Straßenverkaufszeitungen in der deutschen Pressestatis-
tik erfasst. Danach schwankte die Anzahl der Publizistischen Einheiten und Ausgaben zwischen 
1991 und 2008. Die Gesamtauflage der Straßenverkaufszeitungen fiel von 6,9 Mio. Stück (verkauf-
te Auflage 1991) auf 4,5 Mio. Stück (2008). Am Tagespressemarkt fiel der Marktanteil der Boule-
vardzeitungen von 25,2 % (1991) auf 22,4 % (2008). 

Nach Angaben der IVW-Auflagenlisten hat sich die Anzahl der Wochenzeitungstitel in Deutschland 
von 1975 bis 2008 von 56 auf 27 reduziert, gleichzeitig ist deren gesamte verkaufte Auflage von 1,8 
auf 2 Mio. Stück pro Quartal gestiegen3. 

Zu 1.2: 

Die Auflagen der regionalen Abonnementzeitungen, Anzeigenblätter, Straßenverkaufszeitungen 
und Wochenzeitungen ergeben sich aus der Anlage 3, die der VNZV freundlicherweise zur Verfü-
gung gestellt hat. Am deutschen Tageszeitungsmarkt halten die zehn größten Verlagsgruppen 
58,5 % der verkauften Auflage. 

Zu 1.3: 

Die Auflagenentwicklung der einzelnen Zeitungsgattungen ist aus den Antworten auf Frage 1.1 und 
1.2 ersichtlich.  

Über die Auflagenentwicklung von Tageszeitungen in den einzelnen Regionen hat der VNZV 2006 
und 2008 eine Auswertung der IVW-Verbreitungsanalyse nach Landkreisen vornehmen lassen 
(s. Anlage 4).  

Zu 1.4: 

Hierzu ist der Landesregierung Folgendes bekannt: 

Die Westdeutsche Allgemeine Zeitungsverlagsgesellschaft (WAZ-Mediengruppe) übernahm am 
1. Januar 2007 zunächst 75 % des Braunschweiger Zeitungsverlags und kaufte Ende Januar 2007 
auch die restlichen Anteile. Am 1. Juli 2007 übernahm die Braunschweiger Zeitung den Harz Kurier 
(Osterode). 

Nach Angaben des VNZV ist die bundesweit agierende Ippen-Gruppe mit den Titeln Kreiszeitung 
Syke, Allgemeine Zeitung für die Lüneburger Heide/Uelzen, HNA Mündener Allgemeine, HNA 
Northeimer Neueste Nachrichten, Isenhagener Kreisblatt, Leine-Deister-Zeitung, Rotenburger 
Kreiszeitung in Niedersachsen aktiv.  

Im Übrigen wird auf Anlage 5 verwiesen, die der VNZV freundlicherweise zur Verfügung gestellt 
hat.  

Zu 1.5: 

Hierzu ist der Landesregierung Folgendes bekannt:  

Der Madsack-Verlag hält als eine der derzeit größten Verlagsgruppen in Deutschland auch unter-
schiedlich hohe Anteile an Titeln außerhalb Niedersachsens, ihr Marktanteil in Deutschland beträgt 
2,5 %4. Nach Angaben des VNZV besitzt die Verlagsgesellschaft Madsack Verlagsbeteiligungen in 
Hessen, Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern, Hamburg und Sachsen-Anhalt. Details 
sind der Internetseite des Unternehmens www.madsack.de zu entnehmen. 

Im Übrigen wird auf Anlage 5 verwiesen, die der VNZV freundlicherweise zur Verfügung gestellt 
hat.  

                                                                          
3 IVW (Informationsgemeinschaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern) - Daten entnommen aus Media Perspek-

tiven Basisdaten 2008. Bei Angaben der IVW ist zu berücksichtigen, dass nicht alle Publikationen erfasst werden, da diese 
Daten als Service für die werbetreibende Wirtschaft zur Verfügung gestellt werden, i. d. R. fehlen also Titel, die nicht auf Wer-
beerlöse angewiesen sind. 

4 Röper, H.: Konzentrationssprung im Markt der Tageszeitungen in: Media Perspektiven 08/2008. 
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Zu 1.6: 

Die redaktionelle und verlegerische Struktur 2008 in Niedersachsen stellt sich wie folgt dar5:  

Publizistische 
Einheit 

Standort Verlag6
 Aus-

gaben 
2008 

Verkaufte Ge-
samtauflage 
(III. Quartal 2008) 
in Tsd. Stck. 

   130 1 441,2 
Braunschwei-
ger Zeitung 

Braunschweig Braunschweiger Zeitungsverlag GmbH 
& Co. KG  

13   163,2 

Cellesche  
Zeitung 

Celle Cellesche Zeitung Schweiger & Pick 
Verlag Pfingsten GmbH & Co. KG 

1     31,0 

Dewezet  
(-Gruppe) 

Hameln Deister- und Weserzeitung Verlagsge-
sellschaft mbH & Co. KG 

7     54,6 

Emder Zeitung Emden Emder Zeitung GmbH & Co. KG 1     10,4 
Hannoversche 
Allgemeine  
Zeitung 

Hannover Verlagsgesellschaft Madsack GmbH & 
Co. KG 

28   377,8 

Kreiszeitung Syke Kreiszeitung Verlagsgesellschaft mbH 
& Co. KG 

27   133,8 

Neue Osnabrü-
cker Zeitung 

Osnabrück Neue Osnabrücker Zeitung GmbH & 
Co. KG 

15   209,0 

Neue Presse Hannover Verlagsgesellschaft Madsack GmbH & 
Co. KG 

11     58,5 

Landeszeitung Lüneburg Landeszeitung für die Lüneburger Hei-
de GmbH 

7     89,1 

Nordwest  
Zeitung 

Oldenburg i. O. Nordwest-Zeitung Verlagsgesellschaft 
mbH & Co. KG 

18   231,6 

Oldenburgische 
Volkszeitung 

Vechta Oldenburgische Volkszeitung Drucke-
rei und Verlag KG 

2     39,6 

 
Der Übersicht halber werden hier nur Publizistische Einheiten aufgeführt, die einen „Zeitungsman-
tel“ übereinstimmend für die jeweiligen Ausgaben erstellen.  

Über die Eigentumsverhältnisse der Verlage und deren Veränderung besteht gegenüber der Lan-
desregierung keine Anzeigepflicht; der Landesregierung liegen keine Daten vor.  

Seit Oktober 2004 sind der Landesregierung folgende Veränderungen in der redaktionellen und 
verlegerischen Struktur in niedersächsischen Verlagen bekannt geworden7: Fusionen führten die 
Cuxhavener Nachrichten und die Niederelbe-Zeitung (Otterndorf) zum 1. Januar 2005 sowie die 
Ostfriesen Zeitung (Leer) und den General-Anzeiger (Rhauderfehn) in jeweils einem neuen ge-
meinsamen Verlag zusammen. Ein durch das Bundeskartellamt eingeleitetes Zwangsentflech-
tungsverfahren verpflichtete dann die Nordwest-Zeitung (Oldenburg i. O.) dazu, im November 2007 
ihre Anteile an der Ostfriesen-Zeitung (Leer) an die Verlage der Ostfriesischen Nachrichten (Aurich) 
und des General-Anzeigers (Rhauderfehn) abzutreten.  

Zum Jahresanfang 2007 erwarb die Madsack-Gruppe (Hannoversche Allgemeine Zeitung) 51 % 
der Gelnhäuser Neuen Zeitung (Hessen). Im Verlauf des Jahres 2009 hat die Verlagsgruppe Mad-
sack Beteiligungen an regionalen Tageszeitungen (Leipziger Volkszeitung 50 %, Lübecker Nach-
richten 49 %, Kieler Nachrichten 24,5 %) sowie an der Hanseatischen Verlags-Beteiligung (HVB) 
von der Axel Springer AG erworben. Nach Zustimmung durch die Kartellbehörden wurde kürzlich 
ein weiterer Anteil an der HVB erworben, sodass die Verlagsgruppe Madsack nunmehr dort Mehr-
heitsgesellschafter (51 %) ist. 

Im Übrigen wird auf Anlage 3 verwiesen, die der VNZV freundlicherweise zur Verfügung gestellt 
hat.  
                                                                          
5 Die den Publizistischen Einheiten zugehörigen einzelnen Zeitungsausgaben sind namentlich unter www.media-

perspektiven.de online abrufbar: Schütz, W. J.: Redaktionelle und verlegerische Struktur der deutschen Tagespresse, Über-
sicht über den Stand 2008, in: Media Perspektiven 09/2009, S. 490. 

6 Namen der Verlage wurden aus dem jeweiligen Internetangebot entnommen. 
7 Fortschreibung der pressestatistischen Kennzahlen durch Schütz, W. J., in: Media Perspektiven 11/2007 und 9/2009. 
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Zu 1.7: 

Für die Menschen mit Migrationshintergrund in Niedersachsen haben sich parallel zu den deut-
schen Printmedien einerseits muttersprachliche, andererseits aber auch deutschsprachige ziel-
gruppenorientierte Angebote etabliert, so z. B. für Türkischstämmige und für Russlanddeutsche. 
Die Angebote reichen von der Boulevardzeitung über besondere Anzeigenblätter bis hin zu den 
entsprechenden Internetangeboten. Dabei handelt sich zum Teil um Ausgaben ausländischer Zei-
tungen, die in Niedersachsen in herkunftssprachlicher, aber auch in deutscher Sprache erstellt und 
herausgegeben werden.  

Der Landesregierung sind folgende Printmedien dieser Art in Niedersachsen bekannt: 

Für Menschen mit türkischem Migrationshintergrund: 

Die Regionalausgaben von Milliyet und Hürriyet in Hannover, Türkse -Türkische Nachrichten- und 
Werbezeitung für Niedersachsen und die IMAJ - Türkische Werbezeitung für Niedersachsen, eben-
falls in Hannover sowie SABAH in Langenhagen. Ein freier Journalist schreibt für die Zeitung  
ZAMAN, die Zeitung mit der höchsten Auflage in der Türkei.  

Für Menschen mit anderem Migrationshintergrund:  

Volk auf dem Weg - die Zeitschrift der Landsmannschaft der Deutschen aus Russland. 

Bezogen auf die Entwicklung in den letzten 20 Jahren lässt sich feststellen, dass parallel zu der 
Entwicklung der deutschen Medien Werbezeitschriften und Internetangebote hinzugekommen sind. 
Letztere werden verstärkt von der jüngeren Generation genutzt.  

Bei Korrespondenten handelt es sich um Journalisten, die häufig freiberuflich tätig sind. Register 
über in Deutschland tätige Korrespondenten gibt es nicht. 

Zu 1.8: 

Hierzu liegen der Landesregierung folgende Daten des LSKN und des VNZV vor:  

Zwischen den Jahren 1995 und 2008 schwanken die Zahlen der sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten in Zeitungs- und Zeitschriftenverlagen in Niedersachsen und die Anzahl der Betriebe 
(vgl. Tabelle).  

 Zeitungsverlage Zeitschriftenverlage 
Jahr Betriebe Beschäftigte Betriebe Beschäftigte
1995 54   7 099 12 513 
1996 54   6 992 14 594 
1997 53   6 537 12 531 
1998 56   7 261   9 422 
1999 57   7 142   9 442 
2000 60   7 252   8 432 
2001 60   7 171   9 780 
2002 59   6 898   9 679 
2003 63 10 096   9 635 
2004 63   9 066   7 620 
2005 60   8 531   8 662 
2006 57   8 135   7 642 
2007 57   7 144   6 603 
2008 57   6 711   7 673 

 

Vergleicht man im Verlagsgewerbe insgesamt (inkl. Buchverlage, WZ 22.1) Untergruppierungen 
exemplarisch anhand der Jahre 2001 und 20078, sind die Zahlen sowohl der Vollzeit- als auch Teil-
zeitbeschäftigten gesunken. Im Jahr 2007 wie 2001 waren etwas mehr Frauen als Männer bei den 
Verlagen beschäftigt (jeweils ca. 52 %). Über die Anzahl der freien Mitarbeiter und das Alter der 
Beschäftigten liegen keine Daten vor (vgl. Anlage 6). Nach den Angaben des LSKN ist darüber hin-
                                                                          
8 Ältere Daten liegen nicht für WZ 22.1 und neuere Daten liegen nicht in dieser Unterteilung vor. 
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aus die Anzahl aller Erwerbstätigen im Verlags- und Druckgewerbe9 bis zum Jahr 2001 auf über 
38 000 angestiegen, bis 2008 dann auf unter 32 000 gefallen (vgl. Anlage 7). 

Der VNZV hat darüber hinaus Daten auf freiwilliger Basis erhoben. Im Jahr 1989 wurden alle nie-
dersächsischen Zeitungsverlage nach der Anzahl ihrer Redakteure und Volontäre befragt, im Jahr 
2009 nur die Mitgliedsunternehmen des Verbands. Insofern ist keine direkte Vergleichbarkeit der 
Angaben gegeben, dennoch ist die gemeldete Anzahl der Redakteure von 901 im Jahr 1989 auf 
1 070 im Jahr 2009 und die Anzahl der Volontäre von 134 auf 143 gestiegen.  

 1989 2009 
Redakteure    901 1 070 
Volontäre    134   143 

Gesamt  1 035 1 213 
 
Zu 1.9: 

Rund 48,8 Mio. Leser (75,3 % der deutschen Bevölkerung ab 14 Jahre) lesen täglich eine Zeitung. 
Diese Reichweite der Zeitungen (regionale/lokale und überregionale Abonnementzeitungen, Kauf-
zeitungen, Wochenzeitungen und Sonntagszeitungen einbezogen) nimmt seit Jahren ab und teilt 
sich wie folgt auf lokale/regionale Abonnementzeitungen, Kaufzeitungen und überregionale Abon-
nementzeitungen auf10: 

 Reichweite in % 
Zeitungen gesamt 75,3 
Tageszeitungen gesamt 71,4 
Lokale und regionale Abonnementzeitungen 59,1 
Kaufzeitungen 21,0 
Überregionale Abonnementzeitungen   5,5 
Wochenzeitungen   2,5 
Sonntagszeitungen 19,2 

 
Bei den Tageszeitungen zeigen sich im Zeitraum 1998 bis 2008 kaum Reichweitenverluste in der 
Gruppe der älteren Leser (60 bis 69 Jahre sowie ab 70 Jahre). Unterdurchschnittliche Reichweiten 
verbunden mit weiteren Reichweitenverlusten werden dagegen in den jüngeren Zielgruppen (unter 
40 Jahre) deutlich. Bei den 30- bis 39-Jährigen beträgt die Reichweite 66,8 %, bei den 20- bis 
29-Jährigen 57,7 % und bei den 14- bis 19-Jährigen 47,1 %. 

Nach Daten aus 2009 erzielen die Tageszeitungen insgesamt (inklusive Kaufzeitungen) bei Män-
nern eine höhere Reichweite (78,3 %) als bei Frauen (72,4 %). 

Die Reichweite der Zeitungen bei Lesern aus Haushalten mit einem Haushalts-Netto-Einkommen 
von 1 500 Euro und mehr ist mit 77 % höher als bei Haushalten, deren Netto-Einkommen unter 
1 500 Euro liegt (69,6 %). 

Die durchschnittliche Nutzungsdauer der Tageszeitung ist nach Angaben des Medien- und Kom-
munikationsberichts der Bundesregierung 2008 im Jahr 2005 mit 28 Minuten pro Tag gegenüber 
den vorangegangenen Erhebungszeiträumen in etwa stabil geblieben. Angesichts der geringeren 
Reichweite kann daraus gefolgert werden, dass die verbliebene Leserschaft für die Zeitungslektüre 
mehr Zeit aufwendet als zuvor. Die tägliche Lesedauer steigt mit dem Alter von neun Minuten bei 
den 14- bis 19-Jährigen auf 43 Minuten bei den ab 60-Jährigen. Die formal höher Gebildeten brach-
ten im Jahr 2005 in etwa genauso viel Zeit für die Zeitung auf (29 Minuten) wie die formal geringer 
Gebildeten (28 Minuten). 

                                                                          
9 Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der WZ 22 (Verlags- und Druckgewerbe, Vervielfältigung von bespielten Ton-, Bild- 

und Datenträgern). Eine Darstellung nur für das Verlagsgewerbe ist nicht möglich. 
10 www.die-zeitungen.de (Daten der Media-Analyse 2009 Pressemedien II, veröffentlicht im Juli 2009). 
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Zu 1.10: 

Der Umgang mit Medien und deren bewusste Nutzung gehört zum Bildungsauftrag eines jeden Un-
terrichtsfaches und wird durch die Lehrpläne eingefordert. Für alle Schulformen des Sekundarbe-
reichs I werden zudem in den Kerncurricula des Faches Deutsch im Kompetenzbereich „Lesen 
- mit Texten und Medien umgehen“ verbindlich erwartete Kompetenzen zur Nutzung und zum kriti-
schen Umgang mit Medien im Teilbereich „Medien verstehen und nutzen“ formuliert. Printmedien, 
insbesondere Zeitungen und Zeitschriften, werden dabei ausdrücklich erwähnt. In den Kerncurricu-
la werden die erwarteten Kompetenzen von Schülerinnen und Schülern formuliert und nicht die 
Vorgaben für das methodische Vorgehen der Lehrkräfte. Nach § 50 Niedersächsisches Schulge-
setz unterrichten Lehrkräfte in eigener pädagogischer Verantwortung. Diese schließt methodische 
Entscheidungen ein. Aussagen zur jeweiligen Methodik bei der Behandlung von Medien sind daher 
nicht möglich. 

Zu 1.11: 

Zahlreiche Tageszeitungen in Niedersachsen arbeiten regelmäßig in Projekten mit Schulen zu-
sammen. Häufig handelt es sich um zeitlich befristete Projekte. Es bestehen aber auch kontinuierli-
che Formen der Zusammenarbeit, wie z. B. regelmäßig von Kindern oder Jugendlichen gestaltete 
Seiten in der Tageszeitung. 

Die Angebote zur Zusammenarbeit richten sich an alle schulischen Altersgruppen (Primarbereich, 
Sekundarbereich I und II) sowie in einzelnen Fällen auch an Kindertageseinrichtungen. Viele Pro-
jekte werden durch pädagogisches Begleitmaterial der Zeitungen unterstützt. In den Projekten ler-
nen die Schülerinnen und Schüler zum Beispiel den Aufbau einer Tageszeitung kennen, sie können 
selbst recherchieren oder Beiträge gestalten. Für die Projektdauer stellen die Zeitungsverlage übli-
cherweise Freiexemplare zur Verfügung. 

Zu 2.1: 

Die Bestimmung der jeweils „relevanten Marktdaten“ ist Angelegenheit jedes einzelnen Unterneh-
mens in seinem individuellen wirtschaftlichen Umfeld. Es kann daher hier nur auf allgemeine 
Trends eingegangen werden, die wahrscheinlich Auswirkungen auf die wirtschaftliche Entwicklung 
der Zeitungsverlage haben. Allen voran steht die rasante Entwicklung der digitalen Technologien, 
die zu stetig zunehmender Konvergenz der Medien geführt hat. Die Mediennutzung in der Bevölke-
rung und die technische Ausstattung der Haushalte, die Entwicklung des Werbemarktes sowie 
Konzentrationsprozesse im Zeitungsmarkt sind weitere Aspekte (vgl. Antwort auf Frage 3.1). 

Die technischen Ausstattungsmerkmale der Haushalte haben sich in den letzten Jahren verändert. 
Internetverbindungen sind durch den Ausbau von Breitbandanschlüssen um ein Vielfaches schnel-
ler geworden und ermöglichen damit erst die Nutzung des Internets in seiner ganzen Breite. Dank 
neuer Tarifmodelle ist Internetsurfen heute deutlich günstiger und wird meistens zum Pauschaltarif 
(Flatrate) angeboten. Onlinenutzer verfügen heute über deutlich preiswertere und leistungsfähigere 
Multimedia-PCs, die für vielfältige Anwendungen geeignet sind. 

Im Zeitraum 2000 bis 2008 hat sich die Internetnutzung deutlich erhöht: 67 % aller Personen ab 
14 Jahre nutzen das Internet zumindest gelegentlich (2000: 28,6 %). Von ihnen widmete jeder 
durchschnittlich täglich 136 Minuten dem Netz (2000: 91 Minuten)11. 

Die Tageszeitung konnte nicht am Trend der Ausweitung der Mediennutzungsdauer teilhaben, der 
den anderen tagesaktuellen Medien (Fernsehen, Hörfunk und seit 2000 Internet) deutlich gestiege-
ne Zuwendung bescherte. Beispielsweise hat sich die Zeit, die die Bundesbürger dem Fernsehen 
widmen, von 121 Minuten je Tag im Jahr 1985 auf 220 Minuten je Tag im Jahr 2005 erhöht. Gründe 
hierfür liegen auch in der gestiegenen Anzahl von Programmen und veränderten Nutzungsmustern. 
Die Hörfunknutzung erhöhte sich im gleichen Zeitraum von 154 auf 221 Minuten täglich. Die Zeit, 
die Bürger der Tageszeitung widmen, hat sich dagegen kaum verändert: Im Jahr 1985 waren es 
33 Minuten je Tag, im Jahr 2005 28 Minuten täglich. Da sich die für Mediennutzung aufgewendete 
Zeit insgesamt deutlich erhöhte, betrug der relative Anteil der Tageszeitung am gesamten Medien-

                                                                          
11 ARD/ZDF-Onlinestudie 2009, in: Media Perspektiven 7/2009, S. 334. 
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zeitbudget 2005 nur noch etwa 5 %, während er 1990 noch 8 %, 1980  13 % und 1970 sogar 16 % 
betragen hatte12. 

Nielsen Media Research Daten von 2008 ist zu entnehmen, dass gegenüber 2007 die Werbeum-
sätze bei Publikumszeitschriften um 4,1 %, bei Tageszeitungen um 0,8 % und Fachzeitschriften um 
2,5 % gesunken sind. Demgegenüber stiegen die Werbeumsätze im Fernsehen um 4,5 % und im 
Internet um 26,7 %. Reduziert man den intermedialen Wettbewerb auf Werbung, so ist deutlich zu 
erkennen, dass das Internet klar als Wettbewerber hinzugetreten ist, der aber 2008 erst 7 % des 
gesamten Werbeumsatzes erreicht hat.  

Betrachtet man die Netto-Werbeeinnahmen 2008, erzielen Tageszeitungen nach Angaben des 
Zentralverbands der deutschen Werbewirtschaft e. V. (ZAW) mit 4,4 Mrd. Euro (gegenüber 2007 
- 4,2 %) noch immer den größten Anteil der Einnahmen unter den in Deutschland erfassbaren Wer-
beträgern (vor dem Fernsehen mit 4 Mrd. Euro, gegenüber 2007 - 2,9 %). Die Netto-
Werbeeinnahmen aller Werbeträger in Deutschland verzeichneten 2008 einen Rückgang gegen-
über 2007 um 2,2 % auf 20,36 Mrd. Euro. 

Zu 2.2: 

Hierzu liegen der Landesregierung keine Erkenntnisse vor. 

Zu 2.3: 

Aus der Entwicklung des Werbemarktes lässt sich schließen, dass Werbung im Internet weiter stei-
gen wird und Printmedien allein dadurch stärker unter Druck geraten werden. Andererseits ist zu 
erkennen, dass Zeitungsverlage zunehmend das technische Medium Internet nutzen und damit 
vom Wachstum der Werbeumsätze im Internet profitieren können.  

Durch die Nutzung mehrerer technischer Medien erhöhen sich die Kosten für die Verlage, was zu-
mindest in einer Übergangszeit zu einer schwierigeren betriebswirtschaftlichen Situation bei den 
Verlagen führen dürfte.  

Den Zeitungen vergleichbare Angebote, die auf PCs, Fernsehgeräten, Handys oder Handhelds so-
wie e-Books gelesen werden können, kommen hinzu. Die Nutzung dieser technischen Medien wird 
zu erhöhten Kosten der Verleger führen, andererseits aber auch spezielle Zielgruppen ansprechen 
und neue Geschäftsmodelle ermöglichen. Zeitungsverlage haben als Medienhäuser allein deshalb 
eine Zukunft, weil sie mit ihrem eingeführten „guten Namen“ für verlässliche und qualitativ hochwer-
tige Informationen stehen. Damit können sie auch in den neuen Medien bestehen.  

Zu 2.4: 

Nach Kenntnis der Landesregierung wurden nach dem sogenannten Kölner Zeitungskrieg (um die 
Gratiszeitung 20 Minuten Köln von 1999 bis 2001) in Deutschland keine Gratiszeitungen mehr ein-
geführt. Es ist aber nicht ausgeschlossen, dass es in Zukunft neue Versuche geben wird, kostenlo-
se Tageszeitungen in den Markt zu bringen. Klagen von Verlegern gegen Gratiszeitungen sind in 
einem Urteil des Bundesgerichtshofs13 vom November 2003 zurückgewiesen worden. Rechtsgut-
achten kommen zu dem Ergebnis, dass durch die Gratispresse auch das Grundrecht der Verleger 
auf Pressefreiheit im Sinne des Artikels 5 Abs. 1 Satz 2 GG nicht verletzt werde14. Da die Finanzie-
rung von Gratiszeitungen im Wesentlichen über Werbeeinnahmen erfolgen würde, wird das kon-
junkturelle Umfeld dafür derzeit jedoch als ungünstig eingeschätzt. Viele Verlage geben stattdessen 
selbst oder über verbundene Unternehmen kostenlose Anzeigenblätter heraus. Bundesweit haben 
die Mitgliedsunternehmen des Bundesverbands Deutscher Anzeigenblätter (BVDA) ihre Umsätze 
von 1990 bis 2008 von rund 1 Mrd. Euro auf rund 2 Mrd. Euro fast verdoppeln können.  

                                                                          
12 Medien- und Kommunikationsbericht der Bundesregierung 2008. 
13 BGH, Urt. v. 20.11.2003 - I ZR 151/01. 
14 Z. B. Holznagel, B.: Gratiszeitungen - ein Verstoß gegen die Pressefreiheit? Befunde eines Rechtsgutachtens, in: Media 

Perspektiven 10/2006, S. 529 bis 537. 
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Zu 2.5: 

Hierzu liegen der Landesregierung keine über die Antwort auf Frage 1.6 hinausgehenden Erkennt-
nisse vor. Einen Überblick über die Beteiligungen an Zeitungen, Fernseh- und Radiosendern ent-
hält die Mediendatenbank der Kommission zur Ermittlung der Konzentration im Medienbereich 
www.kek-online.de. 

Zu 3.1: 

Nach den der Landesregierung vorliegenden Untersuchungen hat sich die Anzahl der örtlichen 
Ausgaben von Tageszeitungen, die in den niedersächsischen Gebietskörperschaften jeweils ange-
boten werden (sogenannte Zeitungsdichte), von 1976 bis 2004 kaum verändert und lag 2004 bei 
1,3 Zeitungsausgaben pro Verwaltungseinheit. Bereits in den Jahren vor 1974 hatte wie auch in 
anderen Bundesländern ein Konzentrationsprozess stattgefunden15. Nach der Pressestatistik 
200816 hatten die Einwohner in 35 von 46 Kreisen (76,1 %) keine Wahlmöglichkeit zwischen ver-
schiedenen für sie lokal berichtenden Zeitungen. In neun Kreisen konnten die Bewohner zwischen 
zwei, in zwei Kreisen zwischen drei lokal berichtenden Tageszeitungen auswählen.  

Als Kennzahl für die Bedeutung der lokal informierenden Tageszeitung als regionales Medium wur-
de zum Beispiel die Veränderung des Verhältnisses zwischen der Zahl der verkauften Tageszei-
tungsexemplare und der Bevölkerungszahl (sogenannte Auflagendichte) in Deutschland unter-
sucht17. Zwischen 1996 und 2006 ist dieses Verhältnis in fast allen Landkreisen Niedersachsens 
zurückgegangen, die Entwicklung ist jedoch regional sehr unterschiedlich. Sie reicht von einem 
Rückgang in einigen Landkreisen um bis zu 25 % (Kreise Harburg und Vechta um 20 bis 25 %, 
Kreise bzw. kreisfreie Städte Cloppenburg, Delmenhorst, Leer, Lüneburg, Osnabrück, Osterode am 
Harz, Stade, Soltau-Fallingbostel, Verden, Wilhelmshaven um 15 bis 20 %) bis hin zu teils deutli-
chen Zuwächsen in der Stadt Wolfsburg (mehr als 15 %) und im Landkreis Holzminden (4,3 %).  

Zu 3.2: 

Die aktuellsten der Landesregierung vorliegenden Daten bezogen auf die Zeitungsdichte in einzel-
nen Regionen Niedersachsens stammen aus 200418. Danach stehen den Einwohnern in den Krei-
sen bzw. kreisfreien Städten  

a) Aurich, Cloppenburg, Emden, Peine, Schaumburg, Verden, Wesermarsch, Wolfsburg sowie in 
Teilgebieten der Kreise Diepholz, Friesland, Gifhorn, Leer, Oldenburg und Osterholz zwei Zei-
tungen,  

b) Delmenhorst und in der Region Hannover drei Zeitungen mit lokaler Berichterstattung zur Aus-
wahl.  

In den übrigen niedersächsischen Kreisen bzw. kreisfreien Städten bzw. Teilgebieten der unter a) 
genannten Bereiche gab es nur eine lokale Zeitung. 

Zu 3.3: 

Die der Landesregierung vorliegenden Angaben ergeben sich aus den Antworten auf die Fragen 
3.1 und 3.2.  

Zu 3.4: 

Der Landesregierung wurde von der Gottfried Wilhelm Leibniz Bibliothek und dem VNZV überein-
stimmend mitgeteilt, dass es innerhalb der letzten 10 Jahre nur im Jahr 2000 zu einer Einstellung, 
nämlich der des General-Anzeigers Stadthagen, kam.  

                                                                          
15 Einen Überblick über die historische Entwicklung der Zeitungsdichte in Niedersachsen seit 1920 liefert Schütz, W. J.: Zei-

tungsdichte in Niedersachsen, in: Journalistik und Kommunikationsforschung, Vistas Verlag, Berlin (S. 61 bis 80). 
16  Quelle: Schütz, W.J.: Deutsche Tagespresse 2008, in: Media Perspektiven 9/2009, S. 454. 
17  Möhring, W./Stürzebecher D.: Lokalzeitung - Quo vadis? Auflagendichte lokal informierender Abonnementzeitungen 1996 

bis 2006, in: Journalistik und Kommunikationsforschung, Berlin 2007 (S. 81 bis 110). 
18  Schütz, W. J.: Zeitungsdichte in Niedersachsen, a.a.O.  
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Zu 3.5: 

Der Landesregierung ist nicht bekannt, dass Redaktionsstandorte aufgegeben werden sollen. 

Zu 3.6: 

Siehe Antwort auf Frage 3.1.  

Zu 3.7: 

Im Bereich der Presse hat sich seit jeher die Sicherung von Meinungsvielfalt durch Außenpluralis-
mus bewährt. Vielfalt wird durch die Konkurrenz einer großen Anzahl unterschiedlich ausgerichteter 
Presseprodukte hergestellt und in einer Gesamtbetrachtung aller auf dem Markt agierender Verle-
ger beurteilt. Angesichts der gegenwärtigen Meinungspluralität im Pressewesen sind vielfaltsi-
chernde binnenplurale Modelle nicht erforderlich, stattdessen kann wie bisher weitgehend auf die 
Selbstregulierungskraft des Marktes vertraut werden. 

Im Bereich des Rundfunks stellt sich die Situation bedingt durch die ursprüngliche Frequenzknapp-
heit, den regelmäßig höheren finanziellen Aufwand sowie die Tatsache, dass sich wünschenswerte 
Rundfunkinhalte (z. B. Bildung und Kultur) nur schwer am Markt refinanzieren lassen, anders dar. 
Deswegen wird dort nicht allein auf Vielfalt durch Wettbewerb vertraut, sondern es wird auf Vielfalt 
durch Organisation sowie flankierende vielfaltsichernde Maßnahmen bei Gefahr der Entstehung 
vorherrschender Meinungsmacht gesetzt. 

Vom öffentlich-rechtlichen Rundfunk her bekannt - und dort anerkannt - ist das binnenpluralistische 
Organisationsmodell. Bei diesem werden die gesellschaftlich relevanten Gruppen in plural zusam-
mengesetzten Gremien (z. B. Rundfunkrat) an der Kontrolle des Rundfunks beteiligt. Für den priva-
ten Rundfunk gilt mittlerweile - seitdem es eine Vielzahl von Programmen gibt - ein außenpluralisti-
sches Organisationsmodell ähnlich dem des Pressewesens. Danach soll nicht jeder einzelne Pro-
grammveranstalter, sondern die Summe der einzelnen Programme, d. h. das Gesamtangebot, viele 
Meinungsrichtungen widerspiegeln. 

Zusätzlich kommen aber auch im Fall des für den privaten Rundfunk gewählten außenpluralisti-
schen Modells interne vielfaltsichernde Maßnahmen zur Verhinderung von vorherrschender Mei-
nungsmacht in Betracht, so z. B. die Einrichtung eines Programmbeirats oder die Einräumung von 
Sendezeit für unabhängige Dritte. Diese lassen sich im weiteren Sinne ebenfalls als binnenplurale 
Modelle bezeichnen. Derartige vielfaltsichernde Maßnahmen sind im privaten Rundfunk für sich al-
lein gesehen nur begrenzt geeignet, vorherrschende Meinungsmacht zu verhindern. In Kombination 
mit weiteren Beschränkungen wie beispielsweise Beteiligungsbegrenzungen oder Programman-
zahlbeschränkungen leisten sie jedoch einen wichtigen Beitrag zur Sicherung der Meinungsvielfalt. 

Das Niedersächsische Landesmediengesetz strebt im privaten Rundfunk den Außenpluralismus 
durch die Konkurrenz unterschiedlicher Programme sowie flankierende rechtliche Rahmenbedin-
gungen an. Die Wahl dieses Organisationsmodells für den Rundfunk hat sich bewährt: In Nieder-
sachsen existiert eine vielfältige und wirtschaftlich gesunde Rundfunklandschaft.  

Zu 3.8: 

In den Landesgesetzen anderer Bundesländer wird bei Beteiligungen von Zeitungsverlagen an 
Rundfunkveranstaltern regelmäßig nicht zwischen Hörfunk und Fernsehen differenziert. Nachfol-
gend werden die einzelnen Regelungen zitiert: 

Baden-Württemberg: 

§ 24 Landesmediengesetz Baden-Württemberg 
Sicherung der Meinungsvielfalt 

(1) Ein Unternehmen (natürliche oder juristische Person oder Personenvereinigung) darf in 
Baden-Württemberg selbst oder durch ihm zurechenbare Unternehmen eine unbegrenzte Anzahl 
von Programmen veranstalten, es sei denn, es erlangt dadurch vorherrschende Meinungsmacht 
nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen. 

15 



Niedersächsischer Landtag – 16. Wahlperiode Drucksache 16/2060 
 

 

(2) Sind in einem Verbreitungsgebiet in Baden-Württemberg neben den einem Unternehmen 
zurechenbaren Rundfunkprogrammen, für die in Baden-Württemberg eine Zuweisung erfolgt ist, 
nicht mindestens ebenso viele weitere, vergleichbar meinungsrelevante Rundfunkprogramme in 
vergleichbarem Umfang für die Bevölkerung empfangbar, die dem Unternehmen nicht zurechenbar 
sind, wird vermutet, dass das Unternehmen in diesem Verbreitungsgebiet vorherrschende Mei-
nungsmacht inne hat. Als weitere Programme im Sinne von Satz 1 gelten neben den Programmen 
des Südwestrundfunks nur Programme, für die in Baden-Württemberg eine Zuweisung erteilt wor-
den ist. Das Vorliegen vorherrschender Meinungsmacht wird auch dann vermutet, wenn zwar eine 
nach Satz 1 ausreichende Anzahl weiterer Programme gegeben ist, wenn aber das Unternehmen 
innerhalb des Verbreitungsgebietes auf einem medienrelevanten verwandten Markt eine marktbe-
herrschende Stellung hat oder eine Gesamtbeurteilung seiner Aktivitäten im Rundfunk und auf me-
dienrelevanten verwandten Märkten innerhalb des Verbreitungsgebietes ergibt, dass der dadurch 
erzielte Meinungseinfluss dem eines Unternehmens nach Satz 1 entspricht. 

(3) Hat ein Unternehmen vorherrschende Meinungsmacht erlangt, schlägt die Landesanstalt 
dem Unternehmen folgende Maßnahmen vor: 

1. Das Unternehmen kann im Falle von Absatz 2 Satz 3 seine Marktstellung auf medienrelevan-
ten verwandten Märkten vermindern oder ihm zurechenbare Beteiligungen aufgeben, bis kei-
ne vorherrschende Meinungsmacht nach Abs. 2 Satz 3 mehr gegeben ist, oder 

2. es kann bei ihm zurechenbaren Veranstaltern vielfaltsichernde Maßnahmen im Sinne der 
§§ 26 bis 28 ergreifen. 

Das Unternehmen hat binnen eines Monats nach Unterbreitung des Vorschlags durch die Landes-
anstalt dieser seine Auswahl mitzuteilen und binnen weiterer drei Monate die Maßnahme umzuset-
zen und dies der Landesanstalt darzulegen. § 27 Abs. 4 bleibt unberührt. 

(…) 

§ 26 
Vielfaltsichernde Maßnahmen 

Stellen die vorgenannten Vorschriften auf vielfaltsichernde Maßnahmen bei einem Veranstal-
ter oder Unternehmen ab, so gelten als solche Maßnahmen: 

1. die Einräumung von Sendezeit für unabhängige Dritte (§ 27) oder 

2. die Einrichtung eines Programmbeirats (§ 28). 

 

Bayern: 

Artikel 25 Bayerisches Mediengesetz 
Inhalt der Angebote, Organisationsverfahren 

(…) 

(5) Niemand darf durch seine Beteiligung an Rundfunkprogrammen einen in hohem Maße un-
gleichgewichtigen Einfluss auf die Bildung der öffentlichen Meinung im Versorgungsgebiet (vorherr-
schende Meinungsmacht) erhalten. Zur Verhinderung vorherrschender Meinungsmacht im Einzel-
fall kommen einzeln oder in Kombination insbesondere folgende Vorkehrungen in Betracht: 

1. eine plurale gesellschaftsrechtliche Zusammensetzung des Anbieters, die keinem Gesell-
schafter einen beherrschenden Einfluss in den Organen der Gesellschaft ermöglicht,  

2. Stimmrechtsbeschränkungen in Programmfragen,  

3. ein verbindliches Programmschema und Programmrichtlinien, die der Vielfalt der Meinungen 
und Belange im Versorgungsgebiet Rechnung tragen,  

4. die Einrichtung eines Programmbeirats.  

Für den Programmbeirat gelten die Grundsätze des § 32 des Rundfunkstaatsvertrags entspre-
chend. 
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(6) Ein Anbieter eines Hörfunk- oder eines Fernsehprogramms im Versorgungsgebiet kann 
sich an weiteren entsprechenden Programmen, die im überwiegenden Teil des Versorgungsgebiets 
empfangbar sind, beteiligen, wenn mindestens ein Rundfunkprogramm eines anderen Anbieters für 
den überwiegenden Teil des Versorgungsgebiets genehmigt ist, es sei denn, es ist zu erwarten, 
dass er entgegen Abs. 5 vorherrschende Meinungsmacht erhalten würde. Ist kein Rundfunkpro-
gramm eines anderen Anbieters für den überwiegenden Teil des Versorgungsgebiets genehmigt, 
kann sich ein Anbieter an weiteren entsprechenden Programmen nach Satz 1 beteiligen, wenn aus-
reichende Vorkehrungen gegen das Entstehen vorherrschender Meinungsmacht nach Abs. 5 Satz 
2 getroffen werden. 

(7) Ein Unternehmen, das mehr als 50 v. H. der Gesamtauflage der im Versorgungsgebiet pe-
riodisch erscheinenden Druckwerke mit meinungsrelevantem Inhalt verbreitet, kann sich an Rund-
funkprogrammen beteiligen, wenn die in Abs. 6 Satz 1 genannten Bedingungen vorliegen oder 
wenn ausreichende Vorkehrungen gegen das Entstehen vorherrschender Meinungsmacht nach 
Abs. 5 Satz 2 getroffen werden. 

(…) 

 

Berlin/Brandenburg: 

§ 20 Staatsvertrag über die Zusammenarbeit zwischen Berlin und Brandenburg im Bereich des 
Rundfunks 
Ausschluss publizistischer Vormachtstellungen in Berlin und Brandenburg 

(1) Wer Tageszeitungen verlegt, die schwerpunktmäßig in Berlin und Brandenburg verbreitet 
werden, und dabei einen Anteil von mehr als 25 vom Hundert der Gesamtdruckauflage erreicht, 
darf sich an einem nach diesem Staatsvertrag zugelassenen Rundfunkveranstalter eines Länder-
programms mit landesbezogener Ausrichtung nur mit weniger als 25 vom Hundert der Kapital- und 
Stimmrechte beteiligen. Er darf auf keinen solchen Veranstalter einen unmittelbar oder mittelbar 
maßgeblichen Einfluss haben. 

(2) Wer Tageszeitungen verlegt, die schwerpunktmäßig in Brandenburg verbreitet werden, 
und dabei einen Anteil von mehr als 35 vom Hundert der Gesamtdruckauflage solcher Tageszei-
tungen erreicht darf sich an einem nach diesem Staatsvertrag zugelassenen Rundfunkveranstalter 
eines Länderprogramms mit Schwerpunkt Brandenburg nur mit weniger als 35 vom Hundert der 
Kapital- und Stimmrechte beteiligen. Er darf auf keinen solchen Veranstalter einen unmittelbar oder 
mittelbar maßgeblichen Einfluss ausüben. 

(3) Wer Tageszeitungen verlegt, die schwerpunktmäßig in Berlin verbreitet werden, und dabei 
einen Anteil von mehr als 35 vom Hundert der Gesamtdruckauflage solcher Tageszeitungen er-
reicht darf sich an einem nach diesem Staatsvertrag zugelassenen Rundfunkveranstalter eines 
Stadt- oder Regionalprogramms mit regionaler Ausrichtung nur mit weniger als 35 vom Hundert der 
Kapital- und Stimmrechte beteiligen. Er darf auf keinen solchen Veranstalter einen unmittelbar oder 
mittelbar maßgeblichen Einfluss ausüben. 

(4) Wer im Verbreitungsgebiet eines lokalen Programms in Brandenburg Tageszeitungen ver-
legt und dabei einen Anteil von mehr als 35 vom Hundert der Gesamtdruckauflage erreicht, darf 
sich an dem in diesem Verbreitungsgebiet zugelassenen Rundfunkveranstalter eines Lokalpro-
gramms nur mit weniger als 35 vom Hundert der Kapital- und Stimmrechte beteiligen. Er darf auf 
keinen solchen Veranstalter einen unmittelbar oder mittelbar beherrschenden Einfluss haben. 

(5) Die in den Absätzen 1 bis 4 vorgesehenen Beteiligungshöchstgrenzen sind nicht anzu-
wenden, wenn der Medienrat zu dem Ergebnis gelangt, dass auch durch die höhere Beteiligung die 
Gefahr einer publizistischen Vormachtstellung eines Zeitungsverlegers ausgeschlossen ist. 

 

17 



Niedersächsischer Landtag – 16. Wahlperiode Drucksache 16/2060 
 

 

Bremen: 

§ 5 Bremisches Landesmediengesetz 
Zulassungsgrundsätze zur Sicherung der Vielfalt 

(1) Ein Veranstalter darf im Hörfunk und im Fernsehen jeweils nur maximal ein Vollprogramm 
oder ein Spartenprogramm mit Schwerpunkt Information in der Freien Hansestadt Bremen veran-
stalten. Dabei sind auch Programme einzubeziehen, die dem Veranstalter in entsprechender An-
wendung des § 28 des Rundfunkstaatsvertrages zuzurechnen sind. 

(2) Ein Antragsteller für ein regionales Voll- oder Fensterprogramm oder für ein Spartenpro-
gramm mit dem Schwerpunkt Information, der bei Tageszeitungen in Bremen oder Bremerhaven 
eine marktbeherrschende Stellung hat, kann nicht zugelassen werden. Er darf sich an einem Ver-
anstalter mit höchstens fünfundzwanzig vom Hundert der Stimmrechte beteiligen. Wenn bestimmte 
Sendeanteile der an einem Veranstalter Beteiligten vorgesehen sind, darf seine Sendezeit hinsicht-
lich des Programms insgesamt und hinsichtlich der Informationssendungen als Teil des Programms 
ebenfalls höchstens fünfundzwanzig vom Hundert der gesamten Sendezeit betragen. 

(3) Programme im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 sowie des Absatzes 2 sind Programme mit 
regionalem oder lokalem Schwerpunkt.  

 

Hamburg/Schleswig-Holstein: 

§ 19 Staatsvertrag über das Medienrecht in Hamburg und Schleswig-Holstein 
Sicherung der Meinungsvielfalt 

(1) Ein Antragsteller darf im Hörfunk und im Fernsehen jeweils ein analoges und ein digitales 
Rundfunkprogramm mit einer unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligung von mehr als 50 vom 
Hundert der Kapital- oder Stimmrechte veranstalten. Zusätzlich darf er sich jeweils an einem analo-
gen und einem digitalen Programm mit bis zu 50 sowie jeweils an einem weiteren analogen und ei-
nem digitalen Programm mit bis zu 25 vom Hundert der Kapital- oder Stimmrechte unmittelbar oder 
mittelbar beteiligen. Dabei sind Fensterprogramme im Sinne von § 25 Abs. 4 des Rundfunkstaats-
vertrages und andere lokale oder regionale Programme nicht einzubeziehen. Für die Zurechenbar-
keit von Programmen gilt § 28 des Rundfunkstaatsvertrages entsprechend. Ein Antragsteller, der 
eine Veranstaltergemeinschaft ist, die aus mindestens drei voneinander unabhängigen Beteiligten 
besteht, von denen keiner 50 vom Hundert oder mehr der Kapital- oder Stimmrechte innehat oder 
sonst einen vergleichbaren vorherrschenden Einfluss ausübt, darf, ohne die Beschränkungen nach 
den Sätzen 1 und 2, im Hörfunk und im Fernsehen jeweils bis zu drei analoge und bis zu drei digi-
tale Rundfunkprogramme veranstalten. 

(2) Ein Antragsteller, der bei Tageszeitungen im Versorgungsgebiet des Rundfunkprogramms 
eine marktbeherrschende Stellung hat, darf als Einzelanbieter oder im Rahmen einer Beteiligung 
von mehr als 50 vom Hundert der Kapital- oder Stimmrechtsanteile nur mit der Auflage vielfaltsi-
chernder Maßnahmen zugelassen werden. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. Für die vielfaltsi-
chernden Maßnahmen gelten die §§ 30 bis 32 des Rundfunkstaatsvertrages entsprechend. 

(3) Von den Bestimmungen der Absätze 1 und 2 kann die Anstalt Ausnahmen zulassen, wenn 
durch geeignete Auflagen die Sicherung der Meinungsvielfalt gewährleistet wird. 

 

Rheinland-Pfalz: 

§ 22 Landesmediengesetz Rheinland-Pfalz 
Sicherung der Meinungsvielfalt 

(…) 

(5) Wer Tageszeitungen im jeweiligen Verbreitungsgebiet in Rheinland-Pfalz verlegt oder über 
Senderechte für Informationsprogramme verfügt und dabei eine marktbeherrschende Stellung hat, 
darf sich an einem Rundfunkveranstalter eines nicht bundesweit verbreiteten Fernsehprogramms 
oder eines Hörfunkprogramms mit höchstens 35 v. H. des Kapitals und höchstens 25 v. H. der 
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Stimmrechte beteiligen. Auf den Rundfunkveranstalter darf auch weder unmittelbar noch mittelbar 
ein beherrschender Einfluss ausgeübt werden. Sind bestimmte Sendeteile eines solchen Beteilig-
ten vorgesehen, darf der entsprechende Anteil an dem jeweiligen Programm und an den Informati-
onssendungen als Teil des Programms jeweils 25 v. H. nicht übersteigen; dies gilt entsprechend für 
Regionalfensterprogramme. 

 

Saarland: 

§ 44 Saarländisches Mediengesetz 
Voraussetzungen für die Zulassung 

Die Zulassung darf nicht erteilt werden an 

1.  Unternehmen, an denen Gebietskörperschaften in der Bundesrepublik Deutschland mit Mehr-
heit der Anteile beteiligt sind (§ 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes), 

2. Mitglieder der gesetzgebenden Körperschaften, der Bundesregierung oder einer Landesregie-
rung, 

3.  politische Parteien und von ihnen abhängige Unternehmen, Personen oder Vereinigungen, 

4. Personen, die in leitender Stellung in einem Arbeits- oder Dienstverhältnis zu einer juristi-
schen Person des öffentlichen Rechts stehen; dies gilt nicht bei Kirchen und anderen öffent-
lich-rechtlichen Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, 

5. Personen, die Mitglied eines Organs einer öffentlich-rechtlichen deutschen Rundfunkanstalt 
sind oder zu dieser in leitender Stellung in einem Arbeits- oder Dienstverhältnis stehen. 

6. Antragstellerinnen oder Antragsteller, die als Unternehmen mit einer oder mehreren Tageszei-
tungen im Verbreitungsgebiet eine marktbeherrschende Stellung haben (§ 22 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen) oder die die Mehrheit der Kapital- oder Stimmrechtsan-
teile an einem solchen Unternehmen besitzen oder an denen solche Unternehmen mehr als 
ein Drittel der Kapital- oder Stimmrechtsanteile besitzen oder in anderer Weise wesentlichen 
Einfluss auf die Programmgestaltung ausüben, sowie Personen, die an einem solchen Unter-
nehmen in leitender Stellung mitwirken. 

 

Sachsen: 

§ 8 Gesetz über den privaten Rundfunk und neue Medien in Sachsen  

(…) 

(2) Lokale oder regionale Programme oder Fensterprogramme sollen grundsätzlich nicht zu 
mehr als einem Drittel von einem Unternehmen gestaltet oder zugeliefert werden, das für das Sen-
degebiet bestimmte periodisch erscheinende Druckwerke mit einem Anteil von mehr als 20 vom 
Hundert der Gesamtauflage aller für diesen Bereich bestimmten periodisch erscheinenden Druck-
werke verlegt. Dieselbe Beschränkung gilt auch für ein Unternehmen, das zu einem Unternehmen 
nach Satz 1 im Verhältnis eines abhängigen oder herrschenden Unternehmens oder eines Kon-
zernunternehmens im Sinn des Aktienrechts steht; wirken mehrere Unternehmen aufgrund einer 
Vereinbarung oder in sonstiger Weise derart zusammen, dass sie gemeinsam einen beherrschen-
den Einfluss auf ein Unternehmen nach Satz 1 ausüben können, so gilt jedes von ihnen als herr-
schendes Unternehmen. Die Landesanstalt kann in begründeten Ausnahmefällen einen anderen 
Anteil vorsehen. 
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Sachsen-Anhalt: 

§ 32 Mediengesetz des Landes Sachsen-Anhalt 
Zulieferung von Beiträgen zu lokalen oder regionalen Sendungen und Beteiligungsmöglichkeiten 

(1) Werden in einem Rundfunkprogramm Sendungen mit lokalem oder regionalem Bezug 
verbreitet, so dürfen diese zu nicht mehr als der Hälfte von einem Unternehmen zugeliefert werden, 
das für das Verbreitungsgebiet der Sendungen bestimmte periodische erscheinende Druckwerke 
mit einem Anteil von mehr als 20 v. H. der Gesamtauflage aller für das Verbreitungsgebiet be-
stimmten periodisch erscheinenden Druckwerke verlegt. Dieselbe Beschränkung gilt auch für ein 
Unternehmen, das zu einem Unternehmen nach Satz 1 im Verhältnis eines abhängigen oder herr-
schenden Unternehmens oder eines Konzernunternehmens im Sinne des Aktienrechts steht; wir-
ken mehrere Unternehmen aufgrund einer Vereinbarung oder in sonstiger Weise derart zusammen, 
dass sie gemeinsam einen beherrschenden Einfluss auf ein Unternehmen nach Satz 1 ausüben 
können, so gilt jedes von ihnen als herrschendes Unternehmen. 

(2) Presseunternehmen, die in einem Verbreitungsgebiet eine marktbeherrschende Stellung 
im Zeitungs- oder Zeitschriftenmarkt innehaben, dürfen auf Rundfunkveranstalter weder unmittelbar 
noch mittelbar einen beherrschenden Einfluss ausüben. Dieselbe Beschränkung gilt auch für ein 
Unternehmen, das zu einem Unternehmen nach Satz 1 im Verhältnis eines abhängigen oder herr-
schenden Unternehmens oder eines Konzernunternehmens im Sinne des Aktienrechts steht; 
Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 gilt entsprechend. Zur Verhinderung eines beherrschenden Einflusses im 
Sinne von Satz 1 kommt die Bildung eines Programmbeirates in Betracht, der aus mindestens fünf 
Personen bestehen soll. § 32 des Rundfunkstaatsvertrages findet auf die nach den Sätzen 1 und 2 
betroffenen Rundfunkveranstalter entsprechende Anwendungen. Betreiber der Kabelanlagen, die 
ein privates lokales oder regionales Fernsehprogramm im Sinne von § 19 Abs. 1 verbreiten, dürfen 
zusammen bis zu 25 v. H. mit Kapital und Stimme beteiligt sein. 

 

Thüringen: 

§ 17 Thüringer Landesmediengesetz 
Sicherung der Meinungsvielfalt  

(1) Die Zulassung ist zu versagen, wenn  

1. für das in dem Antrag angegebene Verbreitungsgebiet bereits ein anderes von dem An-
tragsteller veranstaltetes Voll- und Spartenprogramm der beantragten Rundfunkart  

a) aufgrund landesgesetzlicher Zulassung verbreitet wird,  

b) herangeführt und nach § 37 Abs. 2 weiterverbreitet wird oder  

c) ortsüblich empfangbar ist,  

2. der Antragsteller oder ein Mitglied der antragstellenden Anbietergemeinschaft für ein Vollpro-
gramm oder für ein meinungsbildendes Spartenprogramm in dem im Antrag angegebenen 
Verbreitungsgebiet zu dem Inhaber der Zulassung oder einem Mitglied des Inhabers eines 
anderen Programms der gleichen Programmkategorie im Verhältnis eines verbundenen Un-
ternehmens entsprechend § 15 des Aktiengesetzes steht, auf seine Programmgestaltung in 
anderer Weise wesentlichen Einfluss ausüben kann oder unter einem entsprechenden Ein-
fluss des Inhabers der Zulassung steht; die Mitgliedschaft oder der Einfluss gilt als nicht we-
sentlich, wenn er sich auf höchstens zehn vom Hundert der Anteils-, Mitglieds- oder Stimm-
rechte oder auf höchstens zehn vom Hundert des Programms beschränkt, 

3. der Antragsteller oder ein Mitglied der antragstellenden Anbietergemeinschaft für ein Vollpro-
gramm oder für ein meinungsbildendes Spartenprogramm in dem im Antrag angegebenen 
Verbreitungsgebiet oder in einem wesentlichen Teil dieses Verbreitungsgebietes eine markt-
beherrschende Stellung bei Tageszeitungen dergestalt hat, dass kein oder kein wesentlicher 
Wettbewerb gegeben ist oder  
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4. der Antragsteller oder ein Mitglied der antragstellenden Anbietergemeinschaft für ein Vollpro-
gramm oder ein meinungsbildendes Spartenprogramm in dem im Antrag angegebenen 
Verbreitungsgebiet oder in einem wesentlichen Teil dieses Verbreitungsgebietes eine sonsti-
ge marktbeherrschende Stellung bei Tageszeitungen hat; es sei denn, die Beteiligung eines 
solchen Mitgliedes an einer Anbietergemeinschaft übersteigt nicht 15 vom Hundert.  

Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für die Zulassung von Spartenprogrammen, die in digitaler Form verbreitet 
werden.  

(…) 

Differenzierende Regelungen für Hörfunk und Fernsehen existieren in Hessen und Nordrhein-
Westfalen. 

So heißt es im Gesetz über den privaten Rundfunk in Hessen für den Hörfunk: 

§ 16  
Sicherung der Meinungsvielfalt im landesweiten Hörfunkvollprogramm 

(1) Das private Hörfunkvollprogramm nach § 12 Abs. 1 Satz 1 ist als Anbietergemeinschaft zu 
organisieren, die durch ihre Zusammensetzung und gesellschaftsrechtlichen Regelungen einen plu-
ralistischen Einfluss auf die Programmgestaltung gewährleistet. 

(2) Die Anbietergemeinschaft muss aus mindestens zehn Personen bestehen oder eine juris-
tische Person sein, bei der zehn oder mehr Personen Anteils- und Mitgliedschaftsrechte besitzen. 
Durch Vertrag oder Satzung ist auszuschließen, dass die Anteils-, Mitgliedschafts- und Stimmrech-
te eines Einzelmitglieds fünfzehn vom Hundert übersteigen. Einem Mitglied ist zuzurechnen, wer zu 
ihm im Verhältnis eines verbundenen Unternehmens nach § 15 des Aktiengesetzes oder in einer 
vergleichbaren Rechtsbeziehung steht. Innerhalb der Anbietergemeinschaft muss gesellschafts-
rechtlich sichergestellt sein, dass ihre Mitglieder über alle grundsätzlichen Fragen der Gemein-
schaft beraten und beschließen. Hierzu zählen auch 

1. Grundsatzfragen des Programms und der Programmplanung, 

2. die Zustimmung zu Einstellung und Entlassung des oder der Verantwortlichen für das Ge-
samtprogramm. 

Scheidet ein Anbieter aus der als Rundfunkveranstalter zugelassenen Anbietergemeinschaft aus, 
bedarf die Übertragung seines Anteils auf einen anderen Anbieter für die Ausübung der aus der 
Übertragung folgenden Rechte der Bestätigung durch die Landesanstalt. Die Bestätigung ist zu 
versagen, wenn durch die Übertragung des Anteils die Meinungsvielfalt nicht gewährleistet ist. 

(3) In regelmäßigen Abständen oder aus besonderem Anlass wird von der Landesanstalt 
überprüft, ob den Anforderungen nach Abs. 1 und 2 entsprochen wird. Ist dies nicht der Fall und 
wird der Mangel nach Aufforderung durch die Landesanstalt nicht innerhalb von sechs Monaten 
behoben, wird die Zulassung widerrufen. § 11 Abs. 6 ist entsprechend anzuwenden. 

Für den Bereich des Fernsehens sieht das Hessische Privatrundfunkgesetz folgende Regelung vor: 

§ 17 
Sicherung der Pluralität im regionalen Fernsehen 

(1) Die Zulassung zur Veranstaltung eines regionalen Fernsehprogramms nach § 12 Abs. 5 ist 
einer Anbietergemeinschaft zu erteilen, die erwarten lässt, dass unter wirtschaftlich tragfähigen 
Rahmenbedingungen ein vielfältiges Programmangebot verbreitet wird. In der Anbietergemein-
schaft sollen insbesondere Mitglieder aus folgenden Bereichen vertreten sein: 

1. Unternehmen, die über Erfahrungen in der Produktion von Fernsehprogrammen oder über Er-
fahrungen auf medienrelevanten verwandten Märkten verfügen, 

2. Unternehmen mit Sitz im Sendegebiet, die dort periodisch erscheinende Druckwerke mit mei-
nungsrelevanten Inhalten verbreiten, 

3. Unternehmen, die einen sonstigen lokalen Bezug zum Sendegebiet haben. 
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(2) Verleger von periodisch erscheinenden Druckwerken und Unternehmen, an denen Verle-
ger von periodisch erscheinenden Druckwerken mit mehr als 25 vom Hundert der Kapital- oder 
Stimmrechtsanteile beteiligt sind, dürfen sich insgesamt mit bis zu 49 vom Hundert der Kapital- 
oder Stimmrechtsanteile an der Anbietergemeinschaft beteiligen. 

(3) Sind in der Anbietergemeinschaft Mitglieder aus sämtlichen der in Abs. 1 Satz 2 genann-
ten Bereiche vertreten, dürfen sich Unternehmen im Sinne des Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 nur mit 49 vom 
Hundert der Kapital- oder Stimmrechtsanteile an der Anbietergemeinschaft beteiligen. 

(4) Die Landesanstalt soll darauf hinwirken, dass auch Interessenten mit kulturellen Pro-
grammbeiträgen beteiligt werden. 

 

In Nordrhein-Westfalen existieren für analog terrestrisch verbreiteten lokalen Hörfunk mit dem so-
genannten Zwei-Säulen-Modell Sonderregelungen: 

§ 52 Landesmediengesetz Nordrhein-Westfalen  
Veranstalter  

(1) Lokaler Hörfunk darf nur von einer Veranstaltergemeinschaft (§§ 58, 62 bis 66) veranstal-
tet und verbreitet werden, die sich zur Durchführung ihrer gesetzlichen Aufgaben einer Betriebsge-
sellschaft (§ 59) bedient. Die Veranstaltergemeinschaft ist Veranstalterin des Programms und trägt 
hierfür die alleinige Verantwortung. Die Betriebsgesellschaft darf auf Inhalt und Programm keinen 
Einfluss nehmen. 

(2) Soweit lokaler Hörfunk digital verbreitet wird, kann er sowohl von Veranstaltergemein-
schaften als auch von Veranstaltern, welche die in den §§ 33 bis 33 d genannten Voraussetzungen 
erfüllen, veranstaltet werden. 

§ 59 Landesmediengesetz Nordrhein-Westfalen  
Betriebsgesellschaft  

(1) Eine Betriebsgesellschaft muss erwarten lassen, dass sie zur Gewährleistung einer freien 
und vielfältigen Presse den Belangen aller im Verbreitungsgebiet (§ 54) erscheinenden Tageszei-
tungen mit Lokalausgaben angemessen Rechnung trägt.  

(2) Kann in einem Verbreitungsgebiet mehr als ein Programm zugelassen werden, gilt Absatz 
1 nur für das Programm mit der größten technischen Reichweite; bei mehreren Programmen mit 
gleicher technischer Reichweite legt die LfM das Programm fest, für das Absatz 1 gilt.  

(3) Unternehmen mit einer oder mehreren Tageszeitungen dürfen an der Betriebsgesellschaft 
insgesamt nicht mehr als 75 vom Hundert der Kapital- und Stimmrechtsanteile besitzen. Erschei-
nen im Verbreitungsgebiet mehrere Tageszeitungen mit Lokalausgaben, müssen sie entsprechend 
ihren Marktanteilen beteiligt sein. Handelt es sich um ein abhängiges oder herrschendes Unter-
nehmen oder um ein Konzernunternehmen im Sinne des Aktiengesetzes, sind ihm die Anteile zu-
zurechnen, die von den mit ihm verbundenen Unternehmen gehalten werden.  

(4) Besteht keine Betriebsgesellschaft, die den Anforderungen der Absätze 1 und 3 Satz 2 
entspricht, entscheidet die LfM unter Berücksichtigung einer möglichst großen örtlichen Medienviel-
falt, ob von diesen Anforderungen abgesehen werden kann. Dasselbe gilt, wenn nach angemesse-
ner Fristsetzung durch die LfM keine Vereinbarung abgeschlossen wird.  

(…) 

Im Übrigen heißt es für Hörfunk sowie Fernsehen im Landesmediengesetz Nordrhein-Westfalen: 

§ 33 
Sicherung der Meinungsvielfalt 

(…) 

(2) Kein Unternehmen (natürliche oder juristische Person oder Personenvereinigung) darf 
selbst oder durch ein anderes Unternehmen vorherrschende Meinungsmacht im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes erlangen. 
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(…) 

(4) Die Beteiligung von Presseunternehmen am Rundfunk unterliegt den Vorgaben der 
§§ 33 a bis 33 d. Die Vorschriften zum lokalen Hörfunk bleiben unberührt. 

§ 33 a 
Veranstaltung von und Beteiligung an Rundfunkprogrammen durch Presseunternehmen 

(1) Unternehmen, die im Zeitungs- oder Zeitschriftenmarkt in einem Verbreitungsgebiet oder 
einem abgrenzbaren Teil des Verbreitungsgebietes eine marktbeherrschende Stellung entspre-
chend § 19 GWB innehaben, sowie mit diesen Unternehmen verbundene Unternehmen im Sinne 
des § 17 Aktiengesetz, dürfen 

1. selbst keinen Rundfunk in diesem Verbreitungsgebiet veranstalten und sich an einem Unter-
nehmen, das in diesem Verbreitungsgebiet Rundfunk veranstaltet, höchstens mit bis zu 
25 vom Hundert der Kapital- oder Stimmrechtsanteile beteiligen. 

2. einzelne Rundfunkprogramme in diesem Verbreitungsgebiet, insbesondere durch zugelieferte 
Programmbeiträge mit lokalem oder regionalem Bezug, nur mit bis zu 25 vom Hundert der 
wöchentlichen Sendezeit gestalten, hinsichtlich der Programmbeiträge gilt § 28 Abs. 4 RStV 
entsprechend. 

(2) Von den Beschränkungen des Absatzes 1 Nr. 1 ist abzusehen, wenn durch wirksame Vor-
kehrungen eine Verhinderung vorherrschender Meinungsmacht sichergestellt ist. In diesem Fall 
entfällt für dieses Unternehmen in Bezug auf die konkrete Beteiligung auch die Beschränkung des 
Absatzes 1 Nr. 2. Als wirksame Vorkehrungen zur Verhinderung vorherrschender Meinungsmacht 
gelten: 

1. die Einräumung von Sendezeiten für unabhängige Dritte (§ 33 b) oder  

2. die Einrichtung eines Programmbeirates mit wirksamem Einfluss auf das Programm (§§ 33 c 
und 33 d) oder 

3. im Einzelfall die Zusage sonstiger gleich wirksamer Mittel (§ 33 e). 

(3) Die LfM hat auf Antrag des Veranstalters von den Erfordernissen des Absatzes 2 abzuse-
hen, wenn im Verbreitungsgebiet oder dem abgrenzbaren Teil des Verbreitungsgebiets Außenplu-
ralität besteht. Davon ist in der Regel auszugehen, wenn im Regelungsbereich dieses Gesetzes 
mindestens ein anderer privater Anbieter im Verbreitungsgebiet oder dem abgrenzbaren Teil des 
Verbreitungsgebiets, in dem der Antragsteller die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt, mit ei-
nem vergleichbar meinungsrelevanten Programm Rundfunk veranstaltet. Ein vergleichbar mei-
nungsrelevantes Programm liegt insbesondere dann vor, wenn 

1. es sich um ein Programm der gleichen Programmart (Hörfunk oder Fernsehen) und der glei-
chen Programmkategorie (Voll- oder Spartenprogramm) handelt, 

2. es von Inhalt und Umfang vergleichbar ist, 

3. die Verbreitung über denselben Übertragungsweg und in derselben Verbreitungsart erfolgt 
und der Empfang auf demselben Endgerät unmittelbar und ohne zusätzlichen Aufwand mög-
lich ist und 

4. der erzielte Zuschaueranteil nicht wesentlich hinter dem des Programms des Antragstellers 
zurücksteht. 

(4) Die Entscheidung nach Absatz 3 ist unverzüglich zu widerrufen, wenn die Voraussetzun-
gen hierfür entfallen sind oder begründete Anhaltspunkte dafür gegeben sind, dass sie in absehba-
rer Zukunft entfallen werden. 

(5) Vorstehende Absätze finden keine Anwendung auf Zulassungsanträge, die der LfM vor 
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes zugegangen sind. Bestehende Zulassungen 
bleiben unberührt. 
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Das Landesrundfunkgesetz für Mecklenburg-Vorpommern, das bislang noch keine gesonderte 
Regelung für die Beteiligung von Zeitungsverlagen an Rundfunkveranstaltern vorsah, enthält nun in 
der am 14.01.2010 in Kraft tretenden Neufassung folgende Regelung: 

§ 11 Abs. 2  
Zulassungsgrundsätze für landesweiten Rundfunk und Regionalprogramme 

(2) Wer Tageszeitungen im jeweiligen Verbreitungsgebiet in Mecklenburg-Vorpommern ver-
legt oder über Senderechte für Informationsprogramme verfügt und dabei eine marktbeherrschende 
Stellung hat, darf sich an einem Rundfunkveranstalter eines nicht bundesweit verbreiteten Fern-
sehprogramms oder eines Hörfunkprogramms mit höchstens 25 Prozent des Kapitals oder der 
Stimmrechte beteiligen. Auf den Rundfunkveranstalter darf auch weder unmittelbar noch mittelbar 
ein beherrschender Einfluss ausgeübt werden. Sind bestimmte Sendeteile eines solchen Beteilig-
ten vorgesehen, darf der entsprechende Anteil an dem jeweiligen Programm und an den Informati-
onssendungen als Teil des Programms jeweils 25 Prozent nicht übersteigen. § 28 Abs. 1 Satz 2  
bis 4 und Abs. 2 bis 4 und § 29 des Rundfunkstaatsvertrages gelten entsprechend. Regionalpro-
gramme können Inhalte anderer Programme bis insgesamt maximal 30 Prozent des Gesamtpro-
gramms übernehmen. 

 

Zu 3.9: 

In Niedersachsen ist derzeit nur landesweit verbreiteter privater Rundfunk zulässig (§ 14 Abs. 1 
NMedienG), kommerzieller lokaler bzw. regionaler Rundfunk ist daher nicht möglich.  

Fernsehsender mit lokalen Programminhalten sind aktuell fünf (nichtkommerzielle) Bürgerfernseh-
sender: „tv38“ in Wolfsburg/Braunschweig, „h1“ in Hannover, „Oldenburg eins“ in Oldenburg, „Radio 
Weser.TV“ in Nordenham sowie „radio UMLAND tv“ im Umland von Bremen. Diese sind jeweils als 
eingetragene Vereine organisiert. 

Zudem existieren mit „Friesischer Rundfunk“ und „RegioTV“ zwei lediglich lokal bzw. regional aus-
gerichtete und verbreitete lineare Angebote, die insbesondere ohne Originalton gesendet werden. 
Sie durften bislang als Telemedien verbreitet werden und benötigten daher keine Lizenz. Infolge 
der Änderung der Rundfunkdefinition mit Inkrafttreten des Zwölften Rundfunkänderungsstaatsver-
trags sind diese zwei Angebote nunmehr als Rundfunk einzuordnen und dürfen infolge einer Über-
gangsvorschrift nur vorläufig weitersenden. Ein drittes Angebot („BorkumTV“) hat mittlerweile den 
Betrieb eingestellt. Auf Wunsch des Anbieters wurde die analoge Kabeleinspeisung zum 
31. März 2009 beendet. 

Zu 3.10: 

Bislang sind Anträge auf Zulassung als Rundfunkveranstalter unter Beteiligung eines niedersächsi-
schen Zeitungsverlages nicht negativ beschieden worden. Lediglich im Rahmen der Zuweisung ter-
restrischer Übertragungskapazitäten fiel im April 2008 die Entscheidung über die Zuweisung der 
Stützfrequenz Hannover 107,4 MHz zugunsten von Klassikradio aus. Um diese Stützfrequenz hat-
ten sich auch FFN (unter Beteiligung der Niedersächsischen Mediengesellschaft mit 13 Fachzeit-
schriftenverlagen und der Verlagsgruppe Madsack) und Hitradio Antenne (unter Beteiligung der 
Madsack GmbH & Co. KG [VGM]) direkt bzw. über eine Tochtergesellschaft beworben. Die Vor-
rangentscheidung wurde von der Versammlung der Landesmedienanstalt nach § 5 Abs. 2 Satz 2 
Niedersächsisches Mediengesetz getroffen: Nach einem Vergleich der Programme wurde Klassik-
radio als größter Beitrag zur Vielfalt des vorhandenen Programmangebots bewertet und diesem 
Antragsteller daher die ausgeschriebene Stützfrequenz zugewiesen. 

Zu 3.11: 

Bei den Bürgerfernsehsendern ist lediglich im Trägerverein von „radio UMLAND tv“ der Verlag des 
Delmenhorster Kreisblatt Mitglied des aus derzeit 27 Mitgliedern bestehenden Vereins. Beim Frie-
sischen Rundfunk ist die Nordwest-Zeitung und bei RegioTV die Oldenburgische Volkszeitung be-
teiligt. Weil diese Angebote bisher als zulassungsfreie Telemedien eingeordnet wurden, bei denen 
Beteiligungsveränderungen bei der Niedersächsischen Landesmedienanstalt weder angezeigt noch 
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genehmigt werden müssen, gibt es keine Kenntnisse über die Höhe der Beteiligungen der Nord-
west-Zeitung bzw. der Oldenburgische Volkszeitung. 

Zu 3.12: 

Lokales Fernsehen wird in Niedersachsen außer von den Anbietern „Friesischer Rundfunk“ und 
„RegioTV“ nur von den nichtkommerziellen Bürgerfernsehsendern angeboten. Nach dem Nieder-
sächsischen Mediengesetz ist eine der drei grundlegenden Aufgaben des Bürgerrundfunks, die lo-
kale und regionale Berichterstattung sowie das kulturelle Angebot im Verbreitungsgebiet des Pro-
gramms publizistisch zu ergänzen. Studien im Auftrag der Landesmedienanstalt zeigen, dass die 
Bürgerfernsehsender diesen Anforderungen insgesamt gerecht werden. Ihre Programme sind the-
matisch vielfältig und sie haben ihr lokales Informationsangebot schrittweise erweitert. Besondere 
Schwerpunkte sind neben sozialen, wirtschaftlichen und politischen Ereignissen die lokale Kultur 
und der Lokalsport. Durch kommerziellen lokalen Rundfunk, dessen Einführung in Niedersachsen 
derzeit im Zusammenhang mit einer anstehenden Novellierung des Niedersächsischen Medienge-
setzes vorbereitet wird, könnte die einheimische Medienlandschaft zusätzlich belebt werden. 

Zu 3.13: 

a) Der Suchmaschinenmarkt in Deutschland ist durch Google und ebay dominiert (insgesamt über 
85 %). Die großen deutschen Suchmaschinen sind ProSieben Sat 1 (2,4 %), Verlagsgruppe 
Holtzbrinck (2,2 %), Deutsche Telekom (0,8 %) und T-Online (0,7 %)19. 

b) Legt man die Definition „Suchmaschine“ des Suchmaschinenlabors der Leibniz Universität Han-
nover zugrunde („Suchmaschinen sind Dienste im Internet, welche einen Informationsraum er-
schließen, der deutlich über die Erfassung nur eigener Server hinausgeht“), kann man Beispiele 
in Niedersachsen finden (siehe c).  

c) Die folgenden Nennungen stammen aus einer Expertenbefragung: Unter den TOP20 in 
Deutschland befindet sich nur http://metager.de (Leibniz Universität Hannover). Spezialsuchen: 

– http://romso.de (Nachrichtensuche, 4est Blancke & Gutschke GbR, Hannover) 

– http://www.goyax.de/ (Boersendaten, Digital Finance GmbH, Hannover) 

– http://tiborder.gbv.de/services/ (Buechersuche, Technische Informationsbibliothek und Uni-
versitätsbibliothek (TIB/UB) 

– http://gelbe-seiten.de (Schluetersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hannover, betei-
ligt) 

Zu 3.14: 

Internationale Konzerne, die einen Einstieg in die lokale Berichterstattung speziell in Niedersachsen 
suchen, sind bisher nicht aufgefallen. Allerdings ist ein solches Engagement in Zukunft nicht aus-
geschlossen. 

Erste Anzeichen für einen Einstieg von Google in die lokale Ebene gibt es bereits: In jüngster Zeit 
wurde potentiellen gewerblichen Kunden im lokalen Bereich als Anreiz für eine Anzeige bei Google 
(sogenannte AdWords-Werbung) ein Guthaben angeboten. Die Werbeanzeigen erscheinen neben 
den Suchergebnissen, die vom Kunden zuvor ausgewählte „Keywords“ enthalten und können ge-
zielt auf bestimmte Regionen oder Städte ausgerichtet werden. 

                                                                          
19 Quelle: Statista 2009. 
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Zu 3.15: 

a) Aufbau und Übernahme lokaler Redaktionen durch die o. g. Gruppen sind nicht bekannt. 

b) Es ist zu beobachten, dass sich Portale im Bereich Wirtschaft (z. B. www.wirtschaftsportal-
niedersachsen.de von der wissenswerft, Hannover oder www.nds-ost.business-on.de, Best 
Company Video GmbH, Hannover) etablieren. Hier gibt es Informationen aus Wirtschaft, Politik, 
Kultur und Lifestyle. Auch im Bürger-/Kommunalbereich entstehen Portale ebenso wie im Be-
reich der Kultur Websites existieren, die auf Regionen bezogene Angebote einschließlich redak-
tioneller Beiträge bieten (z. B. www.hier.de, Hannover www.kulturserver-nds.de von der Stiftung 
Kulturserver.de gGmbH, Berlin). 

Zu 3.16: 

a) Größere Verlage setzen Bewegtbildmaterial ein. Diese Beschränkung hängt wahrscheinlich 
damit zusammen, dass das hierzu nötige Streaming-Angebot für kleine Unternehmen technisch 
zu aufwändig und/oder zu kostspielig ist. 

b) Es gibt keinen systematischen Überblick über die nachgefragten Informationen. Stichproben 
haben ergeben, dass von den 48 beim Verband der Niedersächsischen Zeitungsverleger 
(http://www.vnzv.de/mitglieder.html) gelisteten Verlage 10 leicht auffindbar Bewegtbilder anbie-
ten. Das zum Zeitpunkt der Erhebung gefundene Material konnte durch Vor- oder Abspann, 
Einblender oder Namen der Redakteure identifiziert werden. Eine wichtige Quelle für Video und 
Bildmaterial ist z. B. www.presseportal.de/Video von der news aktuell GmbH in Hamburg.  

Zu 3.17 und 3.18: 

Zu 3.17 und 3.18 hat der NDR auf Anfrage der Landesregierung wie folgt Stellung genommen: 

„Der NDR darf im Rahmen der rundfunkstaatsvertraglichen Regelungen Bewegtbilder auch über 
das Internet als Distributionsweg verbreiten. Zulässig ist ebenfalls die Kooperation mit Dritten im 
Zusammenhang dieser Verbreitung. Lizenzverträge mit Zeitungen und/oder Zeitungsverlagen hat 
der NDR bisher nicht abgeschlossen. Allerdings wird der NDR die Möglichkeiten der Kooperation 
mit Zeitungen bzw. Zeitungsverlagen prüfen und ggf. entsprechende Vereinbarungen abschließen. 
Dabei wird der NDR als öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalt seine besondere Bedeutung im Zu-
sammenhang mit der Sicherung der Meinungsvielfalt berücksichtigen.“  

Zu 4.1:  

Verlagsbetriebe reagieren, wie andere Unternehmen auch, auf jeweils relevante Marktbedingungen 
(vgl. Antworten auf die Fragen 2.1 bis 2.3). Die jeweiligen Geschäftsmodelle und damit gegebenen-
falls verbundene Veränderungen der Organisation werden nicht immer publik. Aktuell haben nach 
Angaben des VNZV Agenturmodelle bei vielen Verlagen Interesse geweckt, um flexibler auf die 
Bedürfnisse des Marktes reagieren zu können.  

Zu 4.2: 

Ein Trend zum redaktionellen Outsourcing lässt sich aus den der Landesregierung vorliegenden In-
formationen nicht entnehmen.  

Zu 4.3: 

Genaue Aufstellungen zur Kooperation zwischen den Verlagen existieren nicht. Inwiefern redaktio-
nelle Kooperationen ab- oder zugenommen haben, lässt sich den vorliegenden Daten nicht ent-
nehmen. Die Anzahl der Publizistischen Einheiten in Niedersachsen ist in den letzten zehn Jahren 
relativ konstant geblieben, was auf eine Konstanz der bestehenden Mantellieferungen und -bezüge 
hindeutet.  

Im Übrigen wird auf Anlage 5 verwiesen, die der VNZV freundlicherweise zur Verfügung gestellt 
hat.  
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Zu 4.4: 

Im Bereich der alternativen Postdienstleistung sind viele Verlagshäuser aktiv. Um gegenüber Wett-
bewerbern konkurrenzfähig zu sein, haben sich 24 auf diesem Sektor tätige Verlage aus Nieder-
sachsen, Nordhessen, Schleswig-Holstein und Bremen im Sommer 2009 zur Citipost-Verbund-
GmbH zusammengeschlossen, die ausschließlich für das überregionale und bundesweite Postge-
schäft zuständig ist. Der lokale Markt wird weiterhin von den dort tätigen selbstständigen Unter-
nehmen bearbeitet.  

Zu 4.5: 

Die Anzahl der niedersächsischen Verlage, der herausgegebenen Titel und ihrer Auflage ergeben 
sich aus der Antwort auf Frage 1.1. Es liegt der Landesregierung keine vollständige Übersicht über 
alle in Niedersachsen verbreiteten Anzeigenblätter und die dazugehörigen Verlage vor. Auf der In-
ternetseite des Bundesverbands Deutscher Anzeigenblätter e. V. ist jedoch unter 
http://www.bvda.de/index.php?id=40&land=9 eine anschauliche Auflistung aller niedersächsischen 
Mitgliedsunternehmen des Verbands mit Anzahl der Titel, Titelbildern, Anzahl der Ausgaben, Aufla-
gen und weiteren Details einsehbar. 

Im Übrigen wird auf Anlage 8 verwiesen, die der Bundesverband Deutscher Anzeigenblätter 
(BVDA) freundlicherweise zur Verfügung gestellt hat. 

Zu 5.1: 

Daten zur Entwicklung der Tarifbindung in Niedersachsen liegen auf der Grundlage des IAB-
Betriebspanels nur nach Wirtschaftsbereichen vor. Danach ist die Tarifbindung im Zeitraum 2002 
bis 2008 - frühere Daten liegen nicht vor - insgesamt leicht rückläufig. Im Jahr 2008 lag die Tarif-
bindung in Niedersachsen einschließlich Haustarifverträgen bei rund 39 % der Betriebe bzw. 63 % 
der Beschäftigten. Verwertbare Daten zur Zeitungs- und Zeitschriftenbranche liegen aufgrund des 
Stichprobenumfangs nicht vor.  

Im Übrigen wird auf Anlage 9 verwiesen. 

Zu 5.2: 

Hierzu liegen der Landesregierung keine Erkenntnisse vor. 

Zu 5.3: 

Aufgrund von Umstellungen der Datensystematik in der Statistik der Bundesagentur für Arbeit lie-
gen verwertbare Daten nur ab dem Jahr 2003 vor. Die Daten betreffen den Zeitraum 2003 bis 2008 
und nur das Verlagsgewerbe insgesamt, eine Eingrenzung auf die Zeitungs- und Zeitschriftenbran-
che ist nicht möglich. Danach gab es im Verlagsgewerbe zum Stichtag 31.12.2003 insgesamt 
429 Auszubildende und zum Stichtag 31.12.2008  455 Auszubildende. Die wesentlichen Ausbil-
dungsberufe im Verlagsgewerbe am 31. Dezember 2008 waren Waren- und Dienstleistungskauf-
leute (116), Bürofach- und Bürohilfskräfte (110), Publizisten wie z. B. Journalisten (48), Drucker 
(34), Rechnungskaufleute und Datenverarbeitungsfachleute (15) sowie Sonstige (94). 

Im Übrigen wird auf Anlage 10 verwiesen.  

Zu 5.4: 

Hierzu liegen der Landesregierung keine Erkenntnisse vor. 

Zu 5.5: 

Hierzu liegen der Landesregierung keine Erkenntnisse vor. 

Zu 5.6: 

Daten zum Ausmaß von Teilzeitarbeit liegen nur auf der Basis des Mikrozensus vor. Dieser lässt 
jedoch keine Zuordnung zur Zeitungs- und Zeitschriftenbranche zu.  
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Zu 5.7: 

Die soziale Absicherung von Honorarkräften in der Zeitungs- und Zeitschriftenbranche stellt sich 
wie folgt dar: 

Selbstständige Publizisten sind seit 1983 durch die Zugehörigkeit zur Künstlersozialversicherung in 
den Schutz der gesetzlichen Sozialversicherung einbezogen. Die Künstlersozialversicherung um-
fasst die Versicherungszweige Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung. Es gilt jeweils der ge-
samte Leistungskatalog. Zuständiger Versicherungsträger ist die der Aufsicht des Bundes unterste-
hende Künstlersozialkasse in Wilhelmshaven. 

Voraussetzung für die Aufnahme in die Künstlersozialversicherung ist die Ausübung einer selbst-
ständigen künstlerischen/publizistischen Tätigkeit als Hauptberuf. Wie Arbeitnehmer zahlen die 
selbstständigen Künstler und Publizisten jedoch nur eine Hälfte der Versicherungsbeiträge. Die an-
dere Beitragshälfte wird aus Mitteln des Bundes und aus der Künstlersozialabgabe finanziert, die 
von den Verwertern an die Künstlersozialkasse abzuführen ist.  

Die Bedeutung der Künstlersozialversicherung hat sich in den letzten Jahren erhöht. Die Anzahl der 
Versicherten nimmt stetig zu. Viele der in der Zeitungs- und Zeitschriftenbranche Tätigen machen 
sich selbstständig, weil die Unternehmen der Kultur- und Medienwirtschaft verstärkt Arbeit an 
Selbstständige vergeben. 

Soweit im Einzelfall aufgrund der selbstständigen Tätigkeit oder fragmentierter Vertragsverhältnisse 
(z. B. Wechsel zwischen Selbstständigkeit und abhängiger Beschäftigung) keine vorrangigen, den 
Lebensunterhalt sichernden Leistungsansprüche auf Arbeitslosengeld I nach dem SGB III bestehen 
oder dieser Anspruch erschöpft ist, haben auch die Honorarkräfte in der Zeitungs- und Zeitschrif-
tenbranche bei Vorliegen der Voraussetzungen grundsätzlich Zugang zu den Leistungen der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende als steuerfinanziertem staatlichen Fürsorgesystem. Diese Leis-
tungen stellen das verfassungsrechtlich gebotene soziokulturelle Existenzminimum zur Sicherung 
des Lebensunterhalts sicher. Der Leistungsumfang umfasst für erwerbsfähige Hilfebedürftige vor-
rangig Leistungen zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt bzw. Aufnahme einer Beschäftigung. 
Daneben haben erwerbsfähige Hilfebedürftige, die trotz intensiver Bemühungen keinen Arbeitsplatz 
finden können oder mit ihrer Erwerbstätigkeit ein nicht bedarfsdeckendes Einkommen erzielen, An-
spruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts in Form des Arbeitslosengeldes II, das 
auch als ergänzende (aufstockende) Leistung zum Einkommen zu gewähren ist. 

Das Arbeitslosengeld II umfasst Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts in Form der Re-
gelleistung und von Mehrbedarfen einschließlich der angemessenen Kosten für Unterkunft und 
Heizung sowie etwaige bedarfsabhängige einmalige Leistungen. Zur Abfederung finanzieller Härten 
kann beim Übergang vom Arbeitslosengeld aus der Arbeitslosenversicherung in die Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende ein auf zwei Jahre nach dem Bezug von Arbeitslosengeld befristeter mo-
natlicher Zuschlag gewährt werden. 

Zu 5.8: 

Mit der Erstellung einer Zeitung oder Zeitschrift waren und sind nicht nur festangestellte Beschäftig-
te oder Redakteure der Verlage befasst, sondern auch selbstständig tätige Journalisten, andere 
Berufsgruppen und Beschäftigte bis hin zu den Rezipienten selbst, die immer mehr Möglichkeiten 
haben, selbst Inhalte einzubringen. Sollte das Ausmaß der redaktionellen Erstellung oder Bearbei-
tung von Inhalten durch verlagseigene ausgebildete Journalisten zurückgehen und zum Beispiel 
verstärkt auf Inhalte von Nachrichtenagenturen zurückgegriffen werden, kann dies durchaus Ein-
fluss auf die journalistische Qualität der Berichterstattung, die Wahrnehmung der Glaubwürdigkeit 
der Marke und die Akzeptanz der Tageszeitung nehmen.  

Letztlich wählen die Leser bzw. Mediennutzer, welche Angebote ihren (regionalen und lokalen) In-
formationsbedürfnissen und weiteren nachgefragten Funktionen am besten entsprechen. Der Ta-
geszeitung werden im Vergleich mit anderen Medien traditionell von den Nutzern eine sehr hohe 
Glaubwürdigkeit und eine wichtige Orientierungsfunktion in gesellschaftlich und regional relevanten 
Themen sowie Entwicklungen und Hintergründen zugeschrieben. Hier ist es Aufgabe der Verlags-
unternehmen und Medienhäuser, Lesegewohnheiten und Nutzungsentwicklungen medienübergrei-
fend zu erfassen und darauf mit Geschäftsmodellen zu reagieren. 

28 



Niedersächsischer Landtag – 16. Wahlperiode Drucksache 16/2060 
 

 

Zu 6.1: 

Hinsichtlich der Mehrwertsteuerreduzierung zur Förderung von Zeitungsverlagen und speziell zur 
Förderung der Zeitungsvielfalt in den EU-Mitgliedstaaten verweist die Landesregierung auf das von 
der EU-Kommission herausgegebene Informationsdokument DOK/2401/2009 über die „Mehr-
wertsteuersätze in den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft“ mit Stand 1. Januar 2009 
(Anlage 11). Es enthält auf Blatt 3 eine Auflistung aller Regel- und Ermäßigungssätze der 
EU-Mitgliedstaaten. Auf Blatt 4 befindet sich eine Aufstellung der für Zeitungen gültigen Mehr-
wertsteuersätze. 

Hinsichtlich der übrigen Förderinstrumente haben auf Anfrage der Vertretung des Landes Nieder-
sachsen bei der Europäischen Union sowohl die Generaldirektion Wettbewerb als auch die Gene-
raldirektion Informationsgesellschaft der EU-Kommission erklärt, keinen vollständigen Überblick 
über die Förderinstrumente für Zeitungsverleger in allen EU-Staaten zu haben. Aus einer Antwort 
der EU-Kommission auf eine parlamentarische Anfrage im Europaparlament (Dokument 
H-0105/09, Manolis Mavrommatis, Anlage 12) aus März 2009 geht hervor, dass es einige Staaten 
gibt, die Zeitungen in Minderheitensprachen mit notifizierten Beihilfen fördern. So hat 2008 z. B. 
Finnland Beihilfen i. H. v. 0,5 Mio. Euro notifiziert zur Förderung einer begrenzten Anzahl von 
schwedischsprachigen Zeitungen. Belgien z. B. fördert flämischsprachige Zeitungen mit 1,4 Mio. 
Euro jährlich. 

Zu 6.2: 

Grundsätzlich stehen Verlagen - wie allen anderen Unternehmen auch - viele Fördermöglichkeiten 
offen. Je nach Vorhaben berät in Niedersachsen die Investitions- und Förderbank Niedersachsen 
mbH - NBank. In verschiedenen Förderprogrammen des Landes wurden bereits Unternehmen aus 
dem Verlagsgewerbe unterstützt.  

Zu 6.3: 

Der gesetzliche Rahmen trägt der besonderen Situation der Presselandschaft ausreichend Rech-
nung, insbesondere die Sonderregelungen für Fusionen, die durch die überwiegend lokalen und 
regionalen Strukturen im Pressebereich begründet sind, vgl. § 35 Abs. 1 Satz 2, § 38 Abs. 3 Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). Durch die Fusionskontrolle werden insbesondere 
kleine und mittelständische Verlage zugunsten einer vielfältigen Presselandschaft vor Übernahmen 
durch größere Verlagsgesellschaften geschützt. Auf diesem Weg wird ein wirtschaftlicher und pub-
lizistischer Wettbewerb unter den Zeitungsverlagen zur Wahrung der Meinungsvielfalt sicherge-
stellt. 

Zu 6.4: 

Das Presse-Grosso hat neben den üblichen weiteren Formen der Belieferung im Pressevertriebs-
system (verlagseigenes Abonnement, Bahnhofsbuchhandel, Lesezirkel, Bordexemplare etc.) einen 
Versorgungsauftrag. Es ist Teil der Medienordnung und Garant von Pressevielfalt „an der Laden-
theke“. Die bundesweit 73 Presse-Grossisten, davon 11 in Niedersachsen, beliefern täglich den 
Presse führenden Einzelhandel mit Zeitungen und Zeitschriften (vgl. Anlage 13). Deutschland ver-
fügt mit über 120 000 Presseverkaufsstellen über ein einzigartiges lesernahes Versorgungsnetz für 
Print. Alleine in Niedersachsen werden 15 000 Verkaufsstellen in den Ballungsräumen und auf dem 
Land beliefert, das entspricht einer sehr hohen Dichte von 1,7 Einzelhändlern je Tausend Einwoh-
ner; der Bundesdurchschnitt liegt bei 1,47. Die 11 Presse-Grossisten in Niedersachsen erwirtschaf-
teten in 2008 einen Umsatz von 317 Mio. Euro. Sie beschäftigen zusammen über 1 000 Mitarbeiter. 
335 Mio. Zeitungen und Zeitschriften wurden in 2008 in Niedersachsen verkauft. Das Sortiment um-
fasst bis zu 6 000 Titel (vgl. Anlage 14, die der Bundesverband Deutscher Buch-, Zeitungs- und 
Zeitschriften-Grossisten e. V. freundlicherweise zur Verfügung gestellt hat). 

Derzeit streiten die Bauer Media Group, Marktführerin im Segment der Programm- und wöchentli-
chen Frauenzeitschriften, und der für den Raum Stade zuständige Pressegrossist im Berufungsver-
fahren vor dem OLG Celle um die Rechtmäßigkeit der Kündigung der Auslieferungsverträge. Die 
Bauer Media Group nimmt den Vertrieb im Raum Stade seit März 2008 über die Konzerntochter 
Presse Vertrieb Nord in Hamburg vor. Die erstinstanzliche Entscheidung der Kammer für Handels-
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sachen des LG Hannover erklärte die Kündigung für unwirksam. Sie sei ein kartellrechtswidriger 
Verstoß gegen die Gleichbehandlungspflicht eines marktbeherrschenden Unternehmens.  

Die Landesregierung bewertet das Presse-Grosso als ein seit Jahrzehnten bestehendes und be-
währtes System zur Stärkung der Angebots- und Meinungsvielfalt im deutschen Medienmarkt. Es 
gewährleistet flächendeckend in Deutschland und Niedersachsen den tagesaktuellen und für alle 
Vertriebsstellen wirtschaftlich risikofreien Bezug von Zeitungen und Zeitschriften. Das Presse-
Grosso eröffnet durch einen an strikter Neutralität ausgerichteten Vertrieb von Presseerzeugnissen 
allen Verlagen - auch solchen, die nur kleinauflagige oder minderheitenorientierte Titel auf den 
Markt bringen wollen - gleiche Vertriebschancen. Damit leisten die Presse-Grossisten einen we-
sentlichen Beitrag zur Bewahrung der Pressevielfalt und damit auch zur Absicherung der Presse-
freiheit. 

Zu 6.5: 

Die Landesregierung geht davon aus, dass der Pressegroßhandel seinen medienpolitisch gewoll-
ten Versorgungsauftrag auch in wirtschaftlich schwierigen Zeiten neutral und unabhängig wahr-
nehmen kann, ohne dass es dazu zusätzlicher normativer Regelungen bedarf.  

Zu 6.6: 

Ein Medienkonzentrationsbericht ist entbehrlich. Unterhalb der Ebene des Bundes hätte er keinen 
Sinn. Auf Bundesebene gibt es genügend Informationen zur Medienkonzentration (Tätigkeitsbericht 
des Bundeskartellamts, Gutachten der Monopolkommission; gegebenenfalls auch Veröffentlichun-
gen von Infratest sowie die Mediendatenbank der Kommission zur Ermittlung der Konzentration im 
Medienbereich www.kek-online.de). 

Zu 6.7: 

Eine Novellierung des Niedersächsischen Pressegesetzes ist derzeit nicht beabsichtigt. Allenfalls 
redaktionelle Anpassungen zur Rechtsvereinheitlichung könnte die Novellierung des Niedersächsi-
schen Mediengesetzes mit sich bringen. 

Zu 6.8: 

Keine. Die Landesregierung hatte sich im Jahr 2005 ausdrücklich gegen die von der damaligen rot-
grünen Bundesregierung verfolgten Pläne zur Änderung des Pressefusionsrechts ausgesprochen, 
mit denen es den Großverlagen ermöglicht werden sollte, ohne kartellrechtliche Kontrolle kleine 
mittelständische Presseunternehmen zu übernehmen und unter dem Deckmantel der verlagswirt-
schaftlichen Kooperationen wirtschaftliche Macht zulasten von wirtschaftlichem und publizistischem 
Wettbewerb unter den Zeitungsverlagen auszubauen.  
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